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Beispiele zu 2.1.: 

Begründung des Arbeitsverhältnisses: 

� Eine Studentin bewirbt sich bei drei Unternehmen auf Grund einer jeweils ge­

schlechtsneutral formulierten Stellenausschreibung um einen Ferialjob. Die vorge� 

sehene Tätigkeit wäre jeweils Chauffieren bzw das Überstellen von Autos gewe­

sen. Sie wird in allen Fällen-telefonisch mit dem Hinweis abgelehnt, dass nur  

Männer aufgenommen werden. 

� Eine im 3. Monat schwangere Studentin braucht zur Fortsetzung ihres Studiums 

einen Praktikumsplatz im Verwaltungsbereich für vier Wochen. Sie wird von einer 

I nteressenvertretung, bei der sie sich beworben hat, mit der Begründung abge­

lehnt, d ie Tätigkeit im Büro sei für sie zu gefährlich. 

� Eine Sozialarbeiterin ist seit längerem freie M itarbeiterin in einem Verein. Nach 

einiger Zeit wird die KarenzsteIle einer Kollegin ausgeschrieben. Als sie sich be­

wirbt, erfährt sie, dass d iesmal nur ein Mann aufgenommen wird .  

� Der Personalfragebogen eines Handelshauses enthält für weibliche Bewerber die 

Frage nach dem Vorliegen einer Schwangerschaft. Nach mehreren Urgenzen sei.;. . 

tens der Gleichbehandlungsanwaltschaft streicht die Geschäftsleitung die F'·gge 

a'_lsde:'� ;�oQ?'1, verlangt aber dafür d ie Angabe der Konfektionsgröße. 

� Eine junge Frau ,berichtet, dass ihr eine Firma im Vorstellungsgespräch mitgeteilt 

hat, dass Dienstverträge mit Frauen wegen der Gefahr einer Schwangerschaft 

vorerst für ein Jahr befristet abgeschlossen werden. Aus Protest verzichtet sie auf 

die Annahme der Stelle. 

).0- Eine Pilotin, die vorerst auf Werkvertragsbasis beschäftigt ist, hat in Aussicht ge­

stellt bekommen, in Kürze in ein fixes Dienstverhältnis überzuwechseln.  Ein ein­

flussreicher ä lterer Kollege macht in der Folge gegen sie Stimmung . Er setzt Ge­

rüchte über angebliche private Streitigkeiten und LaunenhaftigkeitderFrau in Um-
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lauf. Sie ,fürchtet, dass sie auf Grund der gezielt negativen Darstelh.mgen und Dif­

famierungen doth ,nicht 'definitiv übernommen wird. Mit  Unterstützung der G leich-. . 

behandlungsanwaltschaft kommt es zu einem Gespräch mit den zuständigen Vor,;. 

gesetzten,  bei dem sich der Kollege klar weigert, gemeinsam mit der Kolleg in 

Dienst zu machen, weil er "mit einer Frau sicher nicht fliegt"� Darauf hin wirdihm 

für den Fall seiner tatsächlichen Weigerung die Kündigung angedroht. Die Pilotin 

erhält, wie vorgesehen, ihren unbefristeten Dienstvertrag. 

�. Eine hochqualifizierte Akademikerin ,  die vor der Geburt ihrer Tochter in Toppositi.;. 

onen tätig war, findet, seitdem sie Mutter ist, keine Anstel lung mehr. Die Unterla­

gen ihrer letzten Bewerbung bei einem Computeruriternehmen erhält sie mit deni 

Vermerk "Kind!" zurück. 

� Die Mitarbeiterin einer Personalabteilung teilt mit, dass ihre Firma; eine Sped ition, 

mit der Lehrl ingsaus
'
bi ldung beginnen ,  aber wegen mögl icherweise anfallender 

Nachtarbeit nur Burschen aufnehmen möchte. Sie will den Personalchef uber d ie 
. . . 

. rechtliche Lage und die Unhaltbarkeit seinermädchendiskrim'ihierenden Argumen-
. te informieren'.' Tatsächlich haben sich bisher nurweibl iche Lehrlinge beworben .  

I"� ,'. 

-, Eine Beratungsstelle teilt m it, dass Mädchen ü berhaupt nur dann eine Chance auf' 

eine Lehrstelle' im nichttraditionellen Bereich haben', we�n' sie die al lerbesten No­

'::i1 ��t.�n . . .  

, � Eine ausgebildete Installateurin meldet bei der Anwaltschaft für G leichbehand­

lungsfragen,  dass ihre Bewerbung bei den verschiedensten Firmen mit der Be­

gründung abgelehnt wurden, dass keine Frau genommen würde; 

. . 

� Die Leitungsfunktion eines gemeindenahen Kulturprojektes wurde ausgeschrieben 

für· qualifiziert� Bewerberlnnen bis 35 Jahre�· Erstgereiht und genommen·wurde 

ein 39-jährigerMann,  weil d ie 2. und 3: gereihten Mitbewerberinnen auf Grund ih­

res Alters (29 und 31 Jahre) nicht über eine verg leichbare Erfahrung verfügen 

konnte� . Entsprechend qualifizierte älte're Frauen haben 'sich auf Grund der al­

tersmässigen Einschränkung in der Ausschreibung erst gar n icht beworben.  
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� Eine Gastwirtin fragt an ,  ob sie sich strafbar machen würde, wenn sie nur weibli­

che Servierkräfte einstelle. Sie hat hauptsächl ich männliche Gäste, und d iese 

. würden eben eine Frau ("mit einem ordentlichen Dekollete") als Bedienung bevor­

zugen. 

� Eine ausgebi ldete Juristin ,  die auch eine abgeschlossene Textilverarbeitungslehre 

vorweisen kann ,  während ihres Studiums als Stewardess gearbeitet hat und meh­

rere Sprachen spricht, .  sucht einen neuen Job. Ihr letzter Arbeitgeber schwankte 

zwischen wüsten Beschimpfungen und verbalen Streicheleinheiten, worauf sie 

das Arbeitsverhältnis . löste. Jetzt findet sie aber trotz ihrer hohen Qualifikation nur· 

schwer eine neue Stelle. Die bisherigen Erfahrungen stel len bei den Bewerbungs­

gesprächen eine zusätzliche Belastung dar. 

>- Ein Mann beschwert sich , dass er bei einer Fluglinie als Flugbeg leiterauf Grund 

des Geschlechts abgelehnt wurde. 

>- Ein Mann beschwert sich bei der Gleichbehandlungsanwaltschaft, er hätte sich bei 

einer Drogeriekette für eine ausgeschriebene Stelle beworben , seine Unterlagen 

seien gar nicht angeschaut worden, die Fil ial leiterin hätte gemeint, es würden nur 

Frauen in Frage kommen. 

Beispiele zu 2.2.: Festsetzung des Entgelts: 

In die Vielfalt der Diskriminierungen beim Entgelt gebenJolgende Beratungsbeispiele . 

Einbl ick: 

� Die Assistentin des Managers der technischen Abteilung eines Unternehmens im 

Bereich der Telekommunikation erfährt während ihrer Karenzzeit, das.s ein Groß­

tei l der Arbeitsplätze in ihrer Abteilung abgebaut wird . Auch ihr Posten soll einge­

spart werden. Sie wird nach Ablauf der gesetzlichen Behaltefrist sofort gekündigt, 

erhält aber nur d ie Hälfte der finanziellen Abfindung, d ie laut Betriebsvereinbarung 

für die von der Umstrukturierung Betroffenen in der technischen Abtei lung vorge-
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sehen ist, während·die männlichen Techniker d ie'gesamte Summe lukrieren: Der 
, . . . 

Arbeitgeber argumentiert mit der schlechten Leistung der Frau in ihrem letzten Ar­

beitsmonat. Tatsächlich hat er die qualifizierte Leitungsassistentin �iJletzt nur noch 

für Kopier- und einfache Administrativtätigkeiten eingesetzt. Sie klagt schließlich 

mit Hi lfe der Arbeiterkammer den zweiten Teil , (rund 42.000;- öS) des ihr zuste,.. 

henden Entgelts bei Gericht ein. 

� Nach einer organisatorischen Umstrukturierung in einer KUltureinrichtung sollen 

Hausarbeiter für den erweiterten Aufgabenbeteich eine Erschwerniszulage, erhal­

ten ,  Reinigungsfrauenjedoch nicht, obwohl auch deren Arbeitsgebiet sich' ent­

sprechend geändert hat. Der Gleichbehandlungsanwaltschaft gelingt es, eine Än-
. ; . 

derung derzugrundel iegenden Betriebvereinbarung zu erwirken, sodass Männer 

und Frauen nunmehr die g leiche Erschwerniszulage erhalten. 

>- Eine Physiotherapeutin, die in einer Gesundheitseinrichtung arbeitet und selbst 

Betriebsrätin ist, bringt in Erfahrung,  dass ein neu eingestellter männlicher Kolle­

ge, der sch lechter qUalifiziert ist als sie und auch nicht so viele einschlägige Fort­

bildungen absolviert hat, um 4. 500.- öS brutto mehr verdient und zudem eine 

DienstwohnUng hat. Ein weiterer männlicherKoliege, der lediglich eine Ausbildung 
. als Bademeister hat, aber ebenfalls .als Physiotherapeut urd Masseur  eingesetzt 

wird , hat den, g leichen Monatsbezug wie die Frau.  Sie weist den Dienstgeberauf 

die Verletzung des GleiGhbehandlur2sge�.t.zec;:1;n, bekommt abernur zur Ant:-.. 
: , . . 

. 
.:. 

" 

wort, dass sich der Betrieb nach Angebot und Nachfrage richte. Als d ie Betriebs-
' ,' ' .J, 

rätin einige Kolleginnen darauf aufmerksam macht, dass d iese zu Unrecht als Ar­

beiterinnen statt korrekterweise als Angestellte eingestuft sind, wird die Situation 

für sie unerträglich. Der Arbeitgeber kündigt ihrden Entzug ihrer Leistungspau­

schale an und führt für sie verpflichtende Pausen ein, d ie ihre tatsächliche Anwe­

senheit im Betrieb beträchtlich verlängern, obwo�1 sie aus Gründen notwendiger 

Kinderbetreuung teilzeitbeschäftigt ist. Als sie wahrnimmt, wie sehr ihr eigener ge­

sundheitlicher Zustand sich verschlechtert, tritt sie in Verhandlungen für eine ein­

vernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses ein und macht sich im Kurort als 

Physiotherc;lpeutin selbständig. 
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� Eine Malermeisterin,  die in einer Ausbildungseinrichtung beschäftigt ist, muss fest­

stellen, dass ein männlicher Kol lege, der Gesel le ist, um öS 2 .000.- netto mehr 

verdient. Begründet wird d ies damit, dass der Geselle eine Spezialfertigkeit, näm­

l ich das Marmorieren; beherrsche, wofür d ie Malermeisterin jedoch·ebenfal ls·aus-
I 

gebildet ist. Im Gegensatz zu ihm wird sie außerdem über Kettendienstverträge 

beschäftigt. Mit Hi lfe einer Kolleg in wendet sie sich an den Gesellen und legt ihm 

dar, dass sie d ie Situation a ls  ungerecht empfindet und bei der Geschäftsleitung 

eine Lohnang leichung fordern wird . Der Geselle sagt ihr seine Unterstützung für· 

die betrieblichen Verhandlungen zu. 

� In einer Versicherung soll ein neues Gehaltsschema eingeführt werden. Im Zuge 

der Vorbere_itungen entdeckt eine Angestellte, dass sie um drei Stufen niedriger 

als ihr g leichaltriger Kollege eingestuft ist, der einen identen Aufgabenbereich hat. _ 

Der monatliche Gehaltsunterschied beträgt rund 3.000.- brutto. Ein Betriebsrat 

führt für d ie Frau Gespräche mit den Personalverantwortlichen. Die Differenz wird 

von ihnen damit begründet, dass der männliche Kollege bereits seine Lehrzeit in 

der Versicherung absolviert habe. Der Betriebsrat vermutet, der eigentliche-Grund 

für die Falscheinstufung sei darin zu suchen, dass d ie Frau im Vorstellungsge­

spräch zu geringe Gehaltswünsche geäußert hätte. Aus Angst, ihren Arbeitsplatz 

zu verlieren,  wagt es die junge Angestellte nicht, den Arbeitgeber mit der Judikatur 

des OGH zu konfrontieren ,  der eine Verpflichtung zur Angleichung der Gehälter 

. 0ei gleicber Tätigkeit und Leistung iestg€Jte"t hat. !r. .. ::·L.;,� I ,co L;€rlichen Gespräch 

gelingt es dem Betriebsrat ledig l ich (oder immerhin), eine Gehaltserhöhung von 

öS 1 .000.- brutto für d ie Frau zu erreichen, die al lerdings erst ein Dreivierteljahr 

später wirksam wird . 

� Eine weibl iche Reinigungskraft beklagt sich darüber, dass sie deutlich geringere 

Zulagen erhält als die männlichen Arbeiter in ihrer Firma, obwohl d iese die g lei­

chen Tätigkeiten ausüben . -

� Eine Betriebsrätin will gegen einen Kollektivvertrag für Leichtlohngruppen aktiv 

werden, der eine große Anzahl von Frauen beim Entgelt um 30% schlechter stellt 

a ls Männer in vergleichbaren Tätigkeiten. 
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� Eine langjährige Angestellte, die in der Verwaltung eines wissenschaftlichen Insti­

tuts tätig,ist,' hat nebenberuflich ein eihschlägiges Studium abgesehlossen� Sie 

fürchtet, dass sie - anders· als ihre männlichen Kollegen - nicht in das Gehalts­

schema für Akademikerihnen übernommen wird . 

� Ein Betriebsrafin einem Industriefertigungsbetrieb möchte seine Kolleg in unter­

stützen.  Sie hat einen Stundenlohn von öS- 1 00;", obwohl ihre Tätigkeit nach einer 

im Unternehmen durchgeführten Arbeitsplatzbewertung mit öS 1 23.- proSfunde 

zu bezahlenw'äre. Ein ebenfalls angelernter männlicher Kollege, der eine g leich­

wertige Tätigkeit verrichtet, wird korrekt bezahlt Zudem ersetzt die Frau eine wei­

tere Arbeitskraft mit einem Stundenlohn von öS 127.-; die sich im Mutterschutz 

befindet. Diese zusätzliche Leistung wird ihr nicht abgegolten. 

� Zwei Mitarbeiterin'nen mit akademischefAusbildung bringen in Erfahrung, dass im 

Unternehmen:ein neues und vorteilhaftes Gehaltsschema eingeführt wird , von 

dem sie jedOch ausgeschlossen bleiben sollen. D'er Arbeitgeber begründet d ies 
. damit, dass nur das wissenschaftlich hochqualifizierte Personal in das neue 

Schema übernommen werden soll, dfebeiden Frauen aber trotz ihres abge­

schlossenen Studiums led iglich dem Administrativbereich zuzurechnen wären.  Es 
. . 

gelingt ihm jedoch nicht, klare und nachvollziehbare Kriterien für die als wissen�' 

schaftlich anerkannte Tätigkeit zu benennen , L�:�a! oJcheinmtil,1Ucli-::i:<ollege 
ohne akaderhischeAusbildung in den Genuss des neuen Gehaltsschemas 

kommt. 

� Eine Büromöbelfirma beschäftigt Architektinnen, wobei·die einzige Frau imTeam 

bei g leicher Qualifikation und längerer Berufspraxis ein geringeres Entgl3lt(öS 

. 38.000,-� brutto) als ihre männlichen Kol legen (öS 45.000,-,. brutto) bezieht. 

� Eine Versicherungsangestellte erhält trotz längerer Betriebszugehörigkeit weniger 

Gehalt als ihr mannl icherKollege. Im Zuge einer Umstrukturierungwird ihr und ih­

remmännl itheri Kollegen  die Position eines Gr�ppenlejters feiner Gruppenleiterin, 

angeboten, was einen größeren Aufgabenbereich für eine verhältnismäßig kleine 

- ,',' ',-, , 
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Funktionszulage bedeutet. Im Gegensatz zu ihrem männlichen Kollegen lehnt die 

Versicherungsangestellte die Übernahme dieser Funktion ab. Oe facto muss sie 

nun den Aufgabenbereich erfül len, ohne Anspruch auf die Funktionszulage zu ha­

ben. 

� Eine Industrieangestellte in leitender Position bekommt bei ihrer Einstellung die 

Zusage einer späteren Gehaltserhöhung. In  der Folge erfährt sie, dass ihr Vor­

gänger bei geringerer Qualifikation um 25 % mehr verdient hat als sie. Der Arbeit­

geber arg umentiert, auf Grund der Budgetsituation ihren Wünschen nicht entspre­

chen zu können. 

� Eine Frau arbeitet in einer Einrichtung, in der die Gehälter an das Gehaltsschema 

des Landesdienstes angepasst sind. Im Gegensatz zu einem Kollegen wurden 

ihre Vordienstzeiten nicht angerechnet. Dies wurde damit begrQndet, dass der 

Chef dies irrtümlich zu spät erkannt hat. 

� Eine Frau ist geringfügig beschäftigt. Ihr Chef ist so lange freundlich, so ,lange sie 

ihre arbeitsrechtlichen Ansprüche auf Urlaub und Krankengeld nicht einfordert. 

Die Überstunden werden schwarz bezahlt. 

., Mehrere Anfragen beziehen sich auf die Abgeltung von Überstunden bei Teilzeit­

arbeit. Es wird als llng(�:-echt empfunden , dass erst ab :r;·eichLirig'J�h"·:;� . 

Beschäftigungsausmaßes die Überstunden 1 :1,5 abgegolten werden. 

Beispiele zu 2.3.: 

Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung: 

I n  Einzelfäl len zeigt sich auch, dass durch die N ichtzulassung zu 

Weiterbi ldungsveranstaltungen sogar die weitere Ausübung des Berufes gefährdet 

sein kann :  

� Aufgrund einerGesetzesänderung müssen Heimhelferinnen innerhalb einer kur­

zen Übergangsfrist Zusatzausbildungen absolvieren, um ihre Berufsberechtigung 

nicht zu verlieren.  Eine Heimhelferin wird vom Arbeitgeber nicht zum Kurs zuge-
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lassen,  obwohl  zwei männliche Kollegen, die kürzer beschäftigt sind als sie, für 
, '. '" ' .  . '  

die Fortbildung freigestellt werden. Der Arbeitgeber argumentiert, d ie Kurskosten 

für eine ,dritte Person wären eine zu große finanz,ielle Belastung, 

� Ein weiblicher �onditoreilehrling wird vom Lehrherrn schikaniert, durch verbale 

Belästigungen gedemütigt (er könne ihr sagen wozu alleine sie gut sei) und selbst 

im letzten Lehi'jahr dazu gezwungen, Hi lfstätigkeiten zu verrichten. 

Einjüngerer m�nnl icher Lehrling im selben Betrieb hingegen wird unterstützt und 

zu anspruchsvol lem Tätigkeiten herang�zogen. 

� Die mit Frauenfragen befasste Referentin einer I nteressenvertretu ng wird ge­

mobbt und g rundsätzlich nicht zu Fortbildungsveranstaltungen ,geschickt. Dies 

wird damit begründet, dass sie seit ihrer Rückkehr aus der Karenz nur mehr teil­

zeitig beschäftigt ist. In der Folge wird ihr die Leitung des Referats aberkannt. Erst, 

nach mehreren Gesprächen mildem Direktor, unterstützt von der Gleichbehand­

lungsanwältin, bekommt sie die Leitung wieder übertragen. 

Beispiele zlf 2.4�: 
Zum be'ruflicheh Aufstieg, insbesondere Beförderungen: , 

.::;:c::; /0 fGGilp{{ vqn ArbeitgeberlnneQ auch vorgekommen,�dass gönne j'-3H t.!�j 
. ' ... 

.

"

, 
,

�
.

, 

' "  .' , , ' , . , 

frauenfreundlich schl ießlich eine andere Frau,  die es nicht "einforderte", mit der , ' � , " " 

betreffenden Stelle betraut wurde. 

, " 

� Eine junge Sparkassenangestel lte wird 1 995 Leiterin einer Geschäftsstelle m i t  der 
" . ' 

Besonderheit, dass sie in d ieser Filiale die einzige BeSChäftigte ,ist und sämtliche 

Angelegenheiten eigenständig ausführt. Obwohl sie sich sehr bewährt, wird ihre .� 

Positioh nach drei Jahren mit einem Mann bese,tit, der von einem Konkurrenzun., 
, ternehmen abgeworben wurde. Sie selbst soll nur noch die wenigerprestigeträch- ,:, 

tigen Kund innen betreuen und dem neuen Vorgesetzten zuarbeiten, Ihr Vor­

stands'direktor begrün det diesen Schritt damit, dass'die Dominanz am Markt ge­

wahrt bleiben müsse und ein männlicher Filial leiter bessere 'Gewähr dafür biete, 
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denn die junge Kollegin könne jawegen Schwangerschaft ausfallen. Nach ihrer 

innerbetrieblichen Beschwerde macht man ihr den Vorschlag , dass zwar im I n­

nenverhältnis der abgeworbene Kollege ihr Vorgesetzter bleiben, nach außen h in 

aber der Anschein zweier g leichwertiger Posten in der Geschäftsstel lenleitung . 

gewahrt werden soll , a l lerdings unter Streichung der bisherigen Leitungszulage für 

die Angestel lte. Sie weist (fieses "Angebot" unter Hinweis auf die fortgesetzte De-
. gradierung von sich . Es gelingt ihr, eine gleichwertige Position in einer anderen 

Sparkasse zu finde!n; Mit Unterstützung der Gleichbehandlungsanwaltschaft er­

reicht sie, dass d e r  neue Arbeitgeber auch d ie schlagend werdende Konventio­

nalstrafe übernimmt. Wie sie später erfährt, war sie in der Sparkasse keineswegs 

d ie einzige Geschäftsstellenleiterin ,  die nach Jahren erfolgreicher Tätigkeit von ei­

nem männlichen Kollegen auf ähnliche Weise "abgelöst" wurde. 

� Die Betriebsrätin eines Sozialversicherungsträgers erkundigt sich für eine 

Mitarbeiterin ,  die bei der Besetzung der Abteilungsleitungsstellvertretung trotz 

weitaus besserer fachlicher Qualifikation und längerer Berufserfahrung gegenüber 

einem männl ichen Kollegen zurückgesetzt wurde. Die Direktion hat auf 

entsprechende Hinweise seitens der Betriebsrätin nur mit der vagen Zusage 

reagiert, man werde die betreffende Kolleg in beim nächsten Mal "nicht 

vergessen". Die bereits definitiv gestellte Mitarbeiterin überlegt sich ein Verfahren · 

vor der Gleichbehandlungskommission. 

� Die langjährige Redakteurin einer Kultureinrichtung bewirbt sich um die 

ausgeschriebene Position einer Abteilungsleitung . Sie hat n icht nur vielfältige 

Erfahrung und Praxis, sondern war auch die interimistische Vertreterin des . 
bisherigen Leiters während dessen wiederholter krankheitsbedingter 

AbWmimrSteHerwird jedoch ein wesentlich jüngerer Kollege bestellt, der erst seit 

kurzer Zeit und- mitrelativ eingeschränktem Tätigkeitsbereich beschäftigt ist. Die 

Mitarbeiterinnen sprechen ihm ihr Misstrauen aus und lassen das entsprechende 

Protokoll auch der Geschaftsführung zukommen. Der Redakteurin wird von der 

Leitung mitgeteilt, sie habe sich trotz der interimistischen Führungsfunktion nicht 

profi liert; außerdem-verkörpere der junge Kollege den Elan der Kultureinrichtung.  
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Der Gehaltsunterschied zwischen der Redakteurin und dem neuen Abteilungslei� 

ter beträgt öS 10.000.- brutto. Die Redakteurin,  d ie damit re'chnet,rnit Projektauf­

gaben' für d ie Diskriminierung "entschädigt" zu werden ,  macht mit einem Schrei­

ben an d ie Geschäftsführung ihrem Ärger Luft. ' 

}o- 'Eine EDV-Spezial istin 'in einem Sozialversicherungsträgerwird zwar immer wieder " 
-,: ' . . . 

mit interessantem und prestigeträchtigen Pn:>jekten betrCiut, muss sich aber von ih-
' .  . . 

rem Abtei lungsleiter darüber informieren lassen, dass sie als Frau keine Chance 

auf eine Führungsposition im EDV·Bereich hat. E r  rät ihr, sich etwaige Karriere­

pläne g leich "abzuschminken". 

,. Eine Frau , d ie' seit mehreren Jahren in leitender Position in einer großen Sozial­

einrichtung tätig ist, bewirbt sich um die nächsthöhere Funktion. Ihr  Konkurrentist 

zwar schon länger in der Institution beschäftigt, aber nicht so gut qualifiziert wie 

sie. I nform�l I erfährt sie bereits vor der endgültigen Entscheidung, dass man dem 

Kollegen vor seiner Pensionierung m it der Bestellung , ;noch ein� Freude machen 

wil l". Als sie einen der Verantwortlichen zur Rede stel lt, 'rechtfertigt sich d ieser 

damit; dass et persönl ich am l iebsten beide befördert hätte. Die Frau weist d iese 

Vorstellung (,iden Kol legen für's Ehrenamt undrnich zum Arbeiten") dankend zu­

rück . ,  

� Ineinf?f Kul,turinstitution st�hen g(ößere orgalJisatorische,ver�nderungen bevor. . '  ,,>', 

Unter anderem soll eine neue Leitungsposition geschaffenwerden: Eine erfahre;. 

ne Redakteurin möchte sich bewerben ,  merkt aber, 'dass ihre männlichen Kolle-

, gen bereits Positionskämpfe ausfechten und entsprechende Lobbies bilden. I n  ei­

ner Si�ung wi rd vom Vorgesetzten unvermittelt ein Mann in die neue Funktion er­
, hoben .. Als sich die Angestellte beschwert und sich aufihre bessere QUalifikation 

" , 

und längere 
'
Erfahrung 'beruft, wird ihr zunächst entgegnet, ' dasUnterr1ehmen ha-

be mit 'ihrer N icht-Bestellung aufihre Kinderbetreuungspflichten Rücksichtge­

nommen. Die Frau protestiert energ isch u n d  erfährt daraufhin,  dass es sich beim ,,, 

fragl ichen Posten nicht um eine teitungsfunktion handle, sondern ' lediglich um die ' 
ZUSätzliche' E3etrauung mit Aufgaberi,die man ihr,nicht habe zumuten wollen. 
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� Eine Meisterin der Herren- und Damenschneiderei wird in einem Betrieb a ls einfa­

che Näherin angestellt, al lerdings mit der Aussicht, mittelfristig die Werkstattlei­

tung zu übernehmen.  Tatsächlich wird mit der Leitung ein Schneidermeister be­

traut, der weniger Berufserfahrung hat. 

.).- Die langjährige Mitarbeiterin eines Unternehmens wechselt in d ie AußensteIle nach 

London. Ihr  österreichischer Dienstvertrag wird gekündigt; im neuen, nach engl i­

schem Recht abgeschlossenen Dienstverhältnis muss sie eine 30%ige Loh nein- . 

buße hinnehmen. Als die Leitung der AußensteIle ausgeschrieben wird , bewirbt 

sich die Frau ,  wird aber trotz hoher Qualifikation nicht zum Hearing eingeladen.  Die 

Firma begründet d ies damit, dass d ie Leitung auf jeden Fall mit einem Mann be- · 

setzt werden sol l ,  weil in der AußensteIle ohnehin so viele Frauen tätig sind . . 

� Eine qualifizierteProduktmanagerin war viele Jahre hindurch international im 
. . pharmazeutischen Bereich tätig . Nun sol lte ein junger Kollege, der ein sehr g uter 

Freund des Managing-Direktors ist, einen - so wörtlich - "Karriereschritt" machen 

und für das internationale Produktmanagement verantwortlich sein. 

Für die bisher al leinverantwortlich international koordinierende Spezialistin bedeu­

tet dies, dass der regionale Produktmanager, der ihr zu berichten hatte, ihrVorge­

setzter wurde. 

).- Eine Frau hat sich um die Stel le einer AbteFluhgsleiterir: �)ewtj\��.1: und eine 

schriftliche" Absage bekommen. Ein ehemaliger Arbeitskollege erklärte ihr ein Jahr 

später; dafür habe er gesorgt, weil s ie ihm im Jahr davor einen Korb gegeben
. 
hät­

te. 

).- Im Bereich einer kirchl ichen Organisation sind zwei Stel len ausgeschrieben. Eine 

qualifizierte M itarbeiterin ,  die nach der Karenzzeit zurückkehren möchte, bewirbt 

sich für eine der Stel len. Ein geringer qualifizierter Kol lege, der sich erst nach En­

de der Bewerbungsfrist gemeldet hat, wird mit der angestrebten Stelle betraut. Ar­

gument: Für die andere. ausgeschriebene Stelle war bereits eine Frau vorgese­

hen. Auf Intervention der Gleichbehandlungsanwaltschaft konnte für d ie Be� 

schwerdeführerin eine für sie befriedigende Alternative gefunden werden. 

,' . 
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", . I 

� Eine langjährige Mitarbeiterin in einem Sozialversicherungsträgerbewirbt sich um 

eine Leitungsfunktion und wird gegenüber einem' männlichen Bewerber benachtei­

l igt; der datüber h inaus etwas weniger qualifiziert ist. Die Gleichbehandlungsan-
, , 

waltschaft ve,,:",eist beL'ihrer Intervention' auf die Bestimmunge n  des' FrCiuenförde-

rUhgspr�gramrnes, das beim SozialversicherungsträgerTeil  des Kollektivvertrages 

ist. Als .Argument gegen d ie Bewerberin wird von Arbeitgeberseite mangelnde so­

ziale Kompetenz vorgebracht. Nach einem halben JahrVakanz wird die ausge­

schriebene SteIle mit einer anderen Frau besetzt, d i�sich gar n icht beworben' hat. 

: " l  • ' .  " " . 

>- I n  einem Unternehmen mit 400 Mitarbeiterinnen bewirbt sich d ie Assistentin des 

Firmenleiters�sie ' ist Betriebsingenieurin, um eine Aussendiensttätigkeit. Ihr Anlie­

gen wird mit dem Argument zurückgewiesen, dass in d iesem Unternehmen für 

Aussentätigkeiten nur Männer in Frage kommen. ' 

� Eine Arbeitsassistentin mit abgeschlossem 'Studium der Betriebswirtschaftslehre 

erbringt vbn a l len Mitarbeiterln,�en die beste Arbeitsleistung . Bei der  Nachbeset­
, zung der Stel le der Geschäftsführerln wird sie nicht in die engere Wahl  gezogen; 

, , , 
ein Mann erhält d ie Position .  Dieser begegnet ihr in der Folge häufig auf recht an-

. . . '  . 
. . . 

züg liche Art :Weise . Sie weist diese Belästigungen zurück. Das Engagement der , " 

Frau ist weiterhin sehr hoch . So ist sie daran interessiert, in eine Jury zur Verlei­

l;ung �in�rAuszeichnung an'besonderssozi:j.t� Betriebe aufgenommen zu wer-;.;",- ;�;"'{; •. �,.:-:.'- t, :�i . 

den. Ihr  Vorgesetzter vereitelt d ies; er ist der Meinung, wenn nicht er in d iese Jury 
, , 

aufgenommf3n werde, solle auch kei ne der Mitarbeiterinnen dabei sein. 
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Beispiele zu 2.5.: 

Sonstige Arbeitsbedingungen und Mobbing: 

� Eine Maschinenbauingenieurin hat bereits beim Antritt ihres Karenzurlaubs mit 

dem Arbeitgeber so schlechte Erfahrungen gemacht, dass .sie d ie Arbeiterkammet 

einschalten musste. Vor der Rückkehr an ihren Arbeitsplatz initiiert die Frau ein 

Gespräch m it dem Geschäftsführer und erfährt dabei, dass die Firma sie kündig'en . 

wil l ,  wei l  m a n  i n  ihrer Abwesenheit männliche Mitarbeiter eingestellt habe, mit de­

nen man sehr zufrieden sei , und mittlerWeile ein neues Computerprogramm einge­

führt worden sei, das sie nicht beherrsche. Die Gleichbehand lungsanwaltschaft 

weist den Arbeitgeber auf seine d iskriminierende Vorgangsweise und seine 
. Pflicht, Karenzrückkehrerinnen ebenfalls in die innerbetriebliche Weiterbi ldung 

einzubeziehen,  h in .  Die Frau kehrt in den Betrieb zurück. Da der Geschäftsführer 

ihrem Wunsch nach Teilzeittätigkeit nicht nachkommt, sondern vielmehr ihre Ar� 

beitszeiten streng kontrolliert, zieht sie es nach einiger Zeit vor, sich kündigen zu 

lassen und einen vom AMS angebotenen Ausbildungskurs zu besuchen . . 

� Eine Verlagsangestel lte muss immer wieder erleben , dass sich ihr männlicher 

Kollege in Kundenkontakte einmischt und sich heiml ich I nformationen aus ihrer 

Kartei holt. Die beiden Vorgesetzten haben ihm trotz mehrfacher Beschwerden . 

der Frau ni� Einhalt geboten. Als sie ihn schließlich selbst zur Rede stellt, wird er 
,';_>;_ -tA���\'" ; 

(j;;�.ClU� aggressiv und macht auch körperliche Drohgebärden. Die Angdstelhe er­

sucht daraufh in um einvernehmliche Lösung des Dienstverhältnisses. Bei d iesem 

Gespräch , das s ie mit Unterstützung der Gleichbehandlungsallwaltschaft führt, 

nimmt sich der Verlagsleiter erstmals Zeit, ihr Anliegen anzuhören .  Er versichert 

ihr, wie sehLer ihren Einsatz schätzt, und weist den Mitarbeiter scharf zurecht. Die 

Frau kann sich unter besseren Arbeitsbedingungen in der Folge fachlich profilie­

ren, 

� Eine Arbeitnehmerin soll nach der Rückkehr aus der Karenz für 27 Wochen a�f 

Nachschulung in einen weit entfernten Dienstort geschickt werden� Weil sie für 

diese lange Zeit keine Kinderbetreuung hat, überlegt sie zu kündigen . 
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)0> Die Sachbearbeiterin einer Bank wird nach und nach aus ihrem Fachbereich ge­

drängt; weil-nach einer Fu,sionierung männliche KOllegen'
,:
d ie von ihr eingeschult 

werden" ihren Aufgabenbereich übernehmen. Schließlich teilt ihr der Abteilungslei­

ter mit, man habe für sie keine Verwendung mehr, und bietet ihr eine einvernehm­

l iche Auflösurigdes Dienstverhältnisses an. Die Angestellte geht daraufriicht ein.  

Sie wirddarayfhin in verschiedene Fil ia len geschickt, in denen vakante Posten zu 

besetzen sind, Diese Anweisungen seitens der Personalleitüng stellen sich als 

ScheinQ�mühungen heraus, denn �s findet sich letztlich immer einArgument sei­

tens der Bank; weshalb die Mitarbeiterin doch nichtversetztwerden kann. I n  der 
.. . . , .  ' , ". . , . , . - ,  , 

Zwischenzeit hat man ihr in ihrer Stammabteilung den Schr�ibtisch weggenom­

men; sie hat kein eigenes Aufgabengebiet mehr. Erneut wi l l die Direktion sie zur 
', " . 

einvernehmlichen Auflösung drängen. In  Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat ge-
, ' 

l ingt es der Gleichbehandlungsanwaltschaft, durch räumliche Veränderungen d ie 

inzwischen angefeindete Kolleg in in ihre Abteilung wieder, zu integrieren. Es wird 

ihr ein eigenerangemessener Sachbereich übertragen. 

, , , 

};> Eine junge Angestel lte im tech�ischen B,ereich - die einzig:e: Frau u�ter 300 männ-

lichen :Kollegen - möchte nach der Rückkehr aus der Karenz Teilzeit arbeiten .  I n  

ihrem Betrieb ist es üblich , viele Stunden derTegulären Arbeitszeit in bloßer Be­

reitschaft zu verbringen. Ihr  Vorgesetzter schlägt ihr zunächst ein Teilzeitmodell 

vor, in dem sie' nur zwei Arbeitstage pro Woche, aber jeweils erst um 23.00 Uhr 

D�2r.stscr.lus2' 1- . �  .�:, :'::r.e solche Regelung ist.für cH���;ral,!.:«ßgel·i,'ß:�r:B'etreu.�.Jhg 
.: " ,' .  . " ,  , . ' .  " , " , ' "  '.' ". ( ' . "' 

, , 

ihres Kleinkindes nicht akzeptabel. Ihren Vorschlag , so wie bisher Tagdienste, nur  

in reduzierter Anzahl, zu machen , quittiert der Vorgesetzte mit den Wörten ,  bei 

TeilzeitbescHäftigung müsse die Arbeitskraft vol l  ausgenützt werden; Bereit-
""';' 

schaftszeiten kämen daher nicht in Betracht. Erst nach Einschaltung der Betriebs­

rätin kann eine Lösung gefunden werden, die die junge Frau im Hinblick auf ihre 

Arbeitszeit n icht sch lechter stellt als ihre männlichen Kollegen. 

� Eine seit ' 35 Jahren im Kundendienst einer Bank beschäftigte A ngestellte wird zu­

nehmend vori zwei Vorgesetzten wegen ihres Äußeren beschimpft und d iskredi­

tiert.Sie m uss sich anhören, dass sie ,für d ie Kunde'n e,ine,Zumutung seiund die 
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Abnehmpil le nehmen solle. Die Frau fürchtet u m  ihren Arbeitsplatz und rechnet 

mit einer Kündigung unter dem Vorwand, sie hätte das Betriebsziel n icht erreicht. 

� Eine Sachbearbeiterin in einem Industriebetrieb wird von ihrem g leichrangigen 

Kollegen, der vor der Verkleinerung der Abteilung über eine eigene Sekretärin ver­

fügte, zu Hilfstätigkeiten und Schreibarbeiten angewiesen . Als sie sich dagegen 

zur Wehr setzt, diffamiert er sie in den benachbarten Abteilungen als faul  und 

dumm und wirft sogar mit Einrichtungsgegenständen nach ihr. Das Ersuchen der  

Angestellten an ihren Vorgesetzten ,  er möge die jeweiligen Kompetenzen und 

Aufgabenbereiche klarstellen und einen höflichen Umgangston einfordern, weist 

d ieser mit der Weigerung , sich in seiner Meinung nach persönl iche Streitigkeiten 

einzumischen, zurück. Erst die Einschaltung des Betriebsrates, der den Vorge­

setzten auf seine Führungsverantwortung und Fürsorgepflicht hinweist; bringt eine 

Verbesserung der Situation und führt zu einer zufriedenstellenden Umorganisation . 

der Aufgabenbereiche. 

)0- Eine Einrichtung im Sozialbereich etabliert ein innerbetriebliches Beschwerdever­

fahren für den Fal l  sexueller Belästigung am Arbeitsplatz und schreibt die Funkti-

on einer Vertrauensperson aus. Entgegen vorheriger schriftlicher Zusicherung 

kommt es zu  keiner Vereinbarung über die Rahmenbedingungen und d ie Bereit­

stel lung erforderlicher Ressourcen, sodass die bestellte Mitarbeiterin ihre neue 

Fur.kticri �chließlich ZL;�ät.:;;C1 zu ihrer bisherigen Tätigkeit quasi ehrenamtl ich· 

ausüben muss. 

� Eine Frau kehrt nach der Geburt ihres Kindes teilzeitbeschäftigt in den Betrieb 

zurück. In der Zwischenzeit hat ihr unmittelbarer Vorgesetzter, de( sie in die Firma 

geholt hat, das Unternehmen verlassen. Sein g leichrangiger Kol lege, der mitihm 

seit längerem rival isiert.hat, übernimmt stil lschweigend die . Leitung der vakanten 

Abteilung.  Während die Männer in institutional isierten Projektgruppen zusammen­

arbeiten, soli der Aufgabenbereich der Angestellten neu definiert Werden. Es wird . 
ihr vorgeworfen, sie würde ihre Arbeitszeit nicht einhalten. Als einzige muss sie 

dem "Leiter" wöchentliche Arbeitsberichte abl iefern . Gemeinsam mitdem Be.:. 

triebsrat informiert sie schließlich den Vorstand und erreicht eine klare Kompe� 
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tenzabgrenzung und eine positive Stellungnahme der V�rar').�ortlichen zu ihrer 
. . .  � _ ,  I 

Leistung . 

� Ein Mann mel��t bei der G leichbehandlungsanwaltschaft, dass seine Ehefrau an 

ihrem Arbeitsp latz ärgsten Schikanen und Beschimpfungen ausgesetzt sei. Die 

Bankangestellte würde vom zuständigen Abteilungsleiter-Stellvertreter nahezu täg­

lich demütigend beschimpft - (sie sei ja nur ein kleines Stück "Scheisse") - und ter­

rorisiert. Mittlerweile sei es ihm auch gelungen, d i� obrigen sechs Mitarbeiterinnen 
" 

. ' 

gegen sie aufzuhetzen� 

� Eine Frau berichtet, dass sie von ihrem Kollegen am Arbeitsplatz terrorisiert wer­

de. Er setzt si�vor allem dadurch unter Druck, dass sie einmal ein Verhältnis mit­

einander hatten. 

� Eine junge ausländische Frau schildert die Zustände an ihrem Arbeitsplatz in ei­

nem EDV-Unt�rnehmen, i n  dem sie
" 
die jüngste Mitarbeiterin imTeam ist und als 

einzige einen akademischen Abschluss anstrebt Sie wi rd von älteren männlichen 

Kollegen verbal belästigt. Es werden sowohl am Bildschirmschoner als auch als 

Einlage im Papierkorb Silder n�ckter Frauen verwendet. Die Kollegen versuchen 

zu verhindern, dass sie Prüfungstermine einhalten kann. Sie beschweren sich , 

dass sie nicht nett genug .zu ihnen sei. Es wird ihr vorgeworfen; wozu sie studiere, 
. . . 

sie solle Kinder bekommen, das sei d::s sinzi=Je, wozu sie gut sei. Als sie en�2nlt.:. ',' : .. 
" � ". " " .  -. 

"' . . .  
, "  

' . : ' .  ," .-._ . . .J . • . . :_';<;';;.F·"�:-�-

dass sie um e:in iges wenig ,er als die Hälfte von dem Gehalt bekommt, das ihre 
. . . . �'-: .. 

männlichen Kollegen beziehen, kündigt sie. 

po. Ein weibliches Mitglied eines Orchesters wird über lange Zeit hinweg von einem 
. , . 

älteren Kol legen auf d ie unterschiedlichste Weise schika�iert, gekränkt und beläs-

tigt: Neben ihr sitzend .drängt er sie ab, spielt ihr ins Ohr, stellt sein Bein zwischen 

d ie ihren, starrt ihr in den Ausschnitt, meint, sie hätte sich in diese Position ge-

schlafen etc: Auf Grund einer I ntervention der Gleichbehandlungsanwaltschaft -1 

beim Intendanten wird er eine Zeitlang unter Beobachtung gestellt. Da bekannt ist, 

dass er gerne Gerichtsverfahren anstrebt, will man nicht:s9härfer gegen ihn agie-

ren .  
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� Die Geschäftsführerin eines großen Veranstaltungszentrums ist einem ständigen 

Mobbing ausgesetzt. Der kaufmännische Geschäftsführer kann es offensichtl ich 

schlecht verkraften ,  dass' die Auslastung des Hauses ständig steigt. Der Füh­

rungsstil der Geschäftsführerin ist ein äusserst kolleg ialer, und d ie MitarbeiterIn­

nen schätzen sie sehr. Dieser Stil wird von ihrem männl ichen Kollegen immer 

wieder mit sehr abfälligen Bemerkungen kommentiert. Ihre durch Zahlen belegten 

Leistungen werden kaum beachtet. Ein älterer Herr aus dem Vorstandsgremium 

meint, d ies sei eben so und mit diesem "Macho.,. Gehabe" müsse sie schon fertig 

werden. 

� Eine Frau ,  die ihre Mitarbeiterin unterstützt hat, weil diese sich an die Gleichbe­

handlungsanwältin und in der Folge an das Arbeitsgericht gewandihat, ist im Be­

trieb einem.stäridigen Mobbing ausgesetzt. Sie bekommt keine Informationen 

mehr, wird nicht mehr gegrüsst, man legt ihr sogar nahe, das Arbeitsverhältnis zu 

kündigen. Erst mit Unterstützung der Mobbing-Beratungsstel le beim Ö GB und ei­

nigen intensiven Beratungsgesprächen kämpft sie um den Erhalt der Stelle weiter. 

, Nachdem die Mitarbeiterin vor Gericht einen Verg leich geschlossen hat, wird das 

Mobbing eingestellt. 

� Eine Bankangestellte ist nach der Geburt des zweiten Kindes im Ansch luss an die 

>q �::;ilutzfrist sofort wieder in den 8'3ruf:"' !rück�eke�:-t. flie beidenkleinen Kinder 

werden von ihrem Mann betreut, der Karenzurlaub in Anspruch nimmt. Auf Grund 

d ieser Tatsache ist sie immer wieder mit Bemerkungen, "was sie für eine schlech­

te ' M utter sei" und "vielleicht ist eh besser, dass sie nicht zu Hause geblieben sind" 

konfrontiert. Zu Weiterbildungsveranstaltungen wird sie nicht zugelassen, weil "sie 

ja zwei kleine Kinder daheim habe". 
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Beispiele zu 2�6�;: 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

>- Die Leiterin einer Bibliothek erhält während ihres Karenzurlaubs das Angebot, die 

Karenz unbe�ahlt um einige Monate zu verlängern.  Sie wi l l igt ein, muss aber bei 

ihrer Rückkehr feststellen, dass die Bibliothek in der Zwischenzeit einen jungen 

männlichen Kollegen a ls ihren Nachfolger aufgebaut hat. Der Personalchef stellt 

s ie vor die Alt�rnative, nach der Behaltefrist gekünd igt zu werden oder aber einen 

Aufgabenbereich zu übernehmen, der bei weitem nicht so prestigeträchtigist und 

ihrer Qualifikation nicht entspricht. 

," . - ' . ' 

.... 
� Die erfahrene.Leiterin einer Sozialeinrichtung für jugendliche Mädchen, deren 

Träger ein Vere in  ist, verwahrt sich gegen die verbalen Übergriffe eines neuen 

männl ichen Vorstandsmitg lieds gegenüber den Mädchen und den Betreuerinnen 

und weist Einmischungen in ein bewährtes Arbeitskonzept zurück. Sie wird wäh­

rend ihres Urlaubs gekündigt. 

�. Vier junge Frauen werden zeitgleich von einem wissenschaftlichen Institut unbe� 

fristet angestellt. Als eine von ihnen ihre Schwangerschaft meldet, legt ihr der Di­

rektor nahe, zu kündigen. Sie weistdiesen Vprschlag als absurd von sich . Darauf: 

h in spricht der Direktor d ie Entlassung aus; die drei anderen Frauen werden eine 

Woche später mit der Option gekünd igt, e;:-::"ürdrei Morate h::"f(���tesDienst'!.f3.r.-::. 

hältnis ab'�usthließen.
" ' .• ' '. ' 

...
. . 

.' ... .. '.. " "',:>.:{:;;;":" 

>- Eine Dramaturgin ist seit mehr als 20 Jahren erfolgreich in einer Kulturinstitution 

tätig . Als es in der künstlerischen Leitung zu einem person.ellen Wechsel kommt, 

werden ihr zugesicherte Projekte und Budgetposten zurückgezogen u nd an 

männl iche Kollegen verteilt. Sie beschwert sich beim Leiter und verweist auf  die 
.; . . 

i 

ihr übertragen gewesene eigene ProgrammgestaltLing und deren - auch in finan-. . , 
ziel ler Hinsicht - positive Ergebnisse, U,nmittelbar nach diesem Gespräch wird sie 

gekündigt. , 

" 

� 
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� Eine Sachbearbeiterin in einem Unternehmen, dessen Muttergesellschaft sich im 

asiatischen Raum befindet und in dessen österreichischer Niederlassung sie die 

einzige einheimische Mitarbeiterin ist, muss feststellen, dass sie zwar zunehmend 

verantwortungsvollere Bereiche übernimmt, dafür aber weder zusätzlich bezahlt 

wird , noch organisatorische Unterstützung angeboten bekommt. Als . schl ießlich 

ein männlicher Kollege für Sekretariats- und Botendienste eingestellt wird , macht 

ihr Vorgesetzter sofort deutlich, dass sie ihre administrativen Aufgaben weiterh in 

selbst wahrzunehmen hat. Obwohl s ie auf Grund ihrer Sprachkenntnisse auch pri­

vate Angelegenheiten wie etwa Behördenwege für ihre Afbeitgeber und  Kolleg In­

nen erled igt, muss sie nach einiger Zeit einen internen Sprachtest ablegen. Nach 

Beschwerdegesprächen verschlechtert sich d ie Arbeitssituation .  Telefonische 

Krankmeldungen werden n icht entgegengenommen, der Arbeitgeber verlangt so­

fort ärztliche Befunde. Als die Angestellte ihr Dienstverhältnis einvernehmlich lö­

sen wil l ,  tei lt ihr der Vorgesetzte mit, sie könne nur selbst kündigen, denn eine 

einvernehmliche Lösung werde von seinem Unternehmen nicht anerkannt. 

� Die Geschäftsführerin eines Tourismusvereins gibt d ie Schwangerschaft dem 

Vorstand bekannt. Gemeinsam mit d iesem erarbeitet sie einen Plan, wie sie wäh­

rend der Karenzzeit über ihren Aufgabenbereich weiter informiert werden und wie 

die Zusammenarbeit mit ihrer Karenzvertretung f�nktionieren kann .  Der Wieder- . 

einstieg soll zuerst ein Jahr in Teilzeit erfolgen und danach w ieder ganztägig . 

�Nährend· der Schutz.fr;-�� erfährt sie von einer Mitarbeit6:!;1, c:.ss derr.!\iic ; . . , .
. 

. 
". ' 1 .;." . • , .... � .  ;j •• , 

als ihr  Vertfeter eingestelltwird , bei der Einstellung die Zusage gemacht wurde, er 

werde sicher im Anschlus.s an den befristeten Vertrag einen unbefristeten erhal­

ten, da seineVorgängerin nach der Behaltezeit sofort gekündigt werde. Auf a lle 

ihre Anfragen bezügl ich der Tätigkeit des Vertreters und ihrer Frage nach . den Ak­

tivitäten und neuen Projekten bekommt sie keine Auskunft� 'Es g ibt einen regel.:. 
. rechten Inf6rmationsstop. Mehrere Schreiben der AnwältiM für Gleichbehandlungs­

fragen bleiben u nbeantwortet Nach der Rückkehr in denBetrieb wird die Kündi-

. gung in Aussicht gestellt, falls sie nicht bereit ist, das Dienstverhältnis einver­

nehmlich zulösen .Die Arbeiterkammer wird eingeschaltet, d ie Frau gehtmit ihrer 

Geschichte in die Medien .  Es kommt zu einer Kündigung; die mit Unterstützung 
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der Arbeiterkammer angefochten-wird . Auf Grund des vergifteten Arbeitsklimas 
.":' 

,und eines g uten Angebots vergleicht sie sich mit dem Arbeitgeber. 

Beispiele zu 2.8,. : ' 

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 

;.. Ein 1 6-jähriges Mädchen, das als Lehrling in 'einem Restaurant arbeitet, w ird vom 

Gescliäftsführer längerer Zeit hindurch verbal undschließlich'auch durch . 

erzwungene Zungenküsse belästigt Im Betrieb kursieren Gerüchte, dass der Chef 
. . . . 

schon wiederholt jungen Mitarbeiterinnen zu nahe getreten ,ist. Erst nachdem das 

Mädchen die Zusage für eine neue Lehrstel le hat, löst es das ' 

Ausbildungsverhältnis einvernehmlich auf. Die Mutter setzt gegenuber dem ' '" 

Arbeitgeber .eine sofortige Freistellung ihrer Tochter durch .  

;.. Der Geschäftsführer eines Personalmanagementunternehmens holt eine junge 
. 

. . . 

Mitarbeiterin aus einer Filiale als seine persönliche Assistentin zu sich. Bei einem 

Gespräch über eine Gehaltserhöhung öffnet er eine Flasche Wein und küsst d ie 

Frau ,  die seinVerhalten als rein freundschaftlich deutet In der Folge g ibt der Ge­

schäftsführer ' immer wieder zu verstehen, dass er eine Beziehung mit ihr eirigehen 

," mi."qiite. Zuer�t antwortet ihm die junge Assistentiil nur ausweicher'ltf, Sie will s ich 

ihre Karrierethancen;inJeiner' f1oriereiiden Branche � ichtv�: __ �rt.�';;. :' :: ... �':;; itd 
, ' 

nach'einiger Z�itheftiger zurückweist, wird sie von ihrem Chefvor Kunden und 

anderen Angestellten grundlos gedemütigt. Er teilt ihr seine beruflichen Terinine 

nicht mehrniitund enthält ihr andere wichtige I nformationen vor, s odass sie ihrer 

Aufgabe nurniehr unter größten Schwierigkeiten nachkommen kann .  Sie ersucht 
, ' 

ihn um eine, �ussprache und wird vor die Alternative gestellt, entweder zu kündi-

gen oder in sexuelle Kontakte mit ihm einzuwill igen. Die junge Frau erleidet einen, ' 
Nervenzusammenbruch. Erst nach langwierigen Verhandlungen gelingt es ihr mit ' 

Unterstützurii� der Gleichbehandlungsanwaltschaft, das DienStverhältnis unter zu- l' 

friedenstel lel"lde� Bedingungen einvernehmlich zu lösen. 

III-74 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Band 2 (gescanntes Original)22 von 64

www.parlament.gv.at



22 

� Ein 1 6-jähriges Lehrmädchen wird in einem Malereibetrieb zu einem Probetag 

aufgefordert. Der Chef schließt sich mit der jungen Frau in der Garage ein, angeb;, 

l ich um d ie Innentore zu streichen. Er fragt sie, welche Unterwäsche sie trägt, . und 

zwingt sie dann,  seine entblößten Geschlechtsteile anzusehen. Die Mutter des 

Mädchens fürchtet soziale Nachteile, wenn s ie in der ländlichen Gege nd gegen 

den Malereibetrieb rechtliche Schritte unternimmt. 

.�. Ein 1 8-jähriges Mädchen hat nach langer Suche endlich einen Lehrplatz in einer 

Fleischerei gefunden. Am Vormittag ist die Chefin im Betrieb, nachmittags ist s ie 

mit acht männl ichen Kollegen allein. Während ein Geselle und ihr Ausbildner . 

ständig sexistische und frauenfeindl iche Äußerungen von sich geben und sich ' 

amüsieren ,  wen n  die junge Frau sich während d ieser Zoten sichtlich unwohl füh lt, 

wird sie vom Chef wiederholt gegen ihren Wil len umarmt und im Hüftbereich ge­

streichelt. Für sie wird d ie Situation so unerträglich, dass sie ihr Lehrverhältnis / 

auflöst. 

� Ein weiblicher Lehrling im Computerfachhandel wird von einem Kollegen aufge­

fordert, m it ihm in einen Swinger-C lub zu gehen . Er drängt ihr gegen ihren Willen 

entsprechende Bilder auf. Zudem wird sie vom Bruder des Geschäftsführers ,  der 

ebenfalls im Betrieb angestellt ist, mehrfach unter dem Arbeitstisch am Ober-
. schenkel berührt. Die junge Frau ist durch die Vorfälle so belastet, dass sie in ei- . 

nen längeren Krank.el:lstand geht Als ;��� · ':',;+ � i �geber mit den Vorwürfen kon( " , : � . 

tiert wird , argumentiert er, die Behauptungen seien unglaubwürdig , denn erstens 

habe der Kollege ohnehin eine Frau,  d ie viel schöner sei als das Lehrmädchen, 

und zweiteris kerine er seinen Bruder gut genug , um zu w issen,  dass dieser n ie­

mals eine Mitarbeiterin belästigen würde. Die junge Frau erfährt Unterstützung 

durch die einzige weibliche Kol leg in im Betrieb und kann ' ihr Lehrverhältnis unter 

sofortiger DienstfreisteI lung einvernehmlich lösen. 

� Ein 1 5-jähriges Lehrmädchen ist noch in der Probezeit in einem Handelsbetrieb 

mit angeschlossenem Cafe beschäftigt. Der Ehemann der Fil ial leiterin findet sich 

jeden Nachmittag a ls Gast ein. In  unbeobachteten Momenten zwinkert er dem 

Mädchen zu, streift wie zufäl l ig an ihre Hüften,  umarmt sie im Schulterbereich . Die 
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- -- --- - -- ------

Mutter des Lehrl ings informiert die Fil ialleiterin ,  die ihren Maim zur Rede stellt. 
. . � ' . . . . 

Dieser streitetdie Vorfäl le ab. I n  der Folge wird das Mädchen .von der Chefin be-

sonders streng kontroll iert. Während einer Umbauphase muss von den Mitarbeite­

rinnen des Betriebs e in  öffentl iches WC benutztwerd�n. Als dem Mädchen �uf 

der Toilette ein .Bauarbeiter begegnet, der aufdem Frauen-WC onan iert, tei lt sie · 
. , . . . . . . . .. . 

d iesen Umstand sofort den älteren Kolleginnen mit Eine der Frauen stellt den Ar­

beiterzur Rede; der behauptet, er habe .sich lediglich d ie Hände gewaschen. Am 

Abend wird der Lehrling vom Ehemann der Fil ial leiterin angerufen , der ihr androht, 

sie werde den 'Arbeitsplatz verlieren, wenn sie sich nicht beim Bauarbeiter ent-
. . 

. ' .  . 

schuldige. Erst als das Mädchen innerbetriebliche \/ertrauenspersom3n. aufsucht 
' . ' " . . . '  

und besonders, von der Lehrlingsausbildnerin unterstützt wird , bessert sith d ie Ar-

beitssituatiori . .. '. ' 

" Ein weibl ichetLehriing im Bereich Handel�Bäckerei , die sich über ein Jahr h in vom 

Lehrherrn belästigt füh lte, schreibt in e·inem Kündigungsbrief, dass sie keine .ande-
. ; :  , ; " . . 

re Chance sie�t, weil sie Angst hat, ,ihre Unschuld zl!,verlieren. Zwei Tage später 
. . ' 

. 

wird dasLehrv'erhältnis von Seiten des Arbeitgebers milder Begründung ,  sie hät-

te gestonlen , 8ufgelöst. Das Mädchen ist Muslimin und wagt es nicht, sich ihrer 

Familie anzuvertrauen ,  '. :. 

Der Beraterin bei der zuständ igen Arbeiterkammer fäl!t auf, dass der Betrieb im­

mer wieder weibliche Lehrlinge aus Bosnien beschäftigt Jhd auch schon andere 
.

',� ' . 

keine Chance: ,  

" Eine leicht behinderte junge Frau arbeitet in der Portierslog� eines Textilherstel­

lers; Sie wird vompensioniertenBetriebsleiter massiv sexuell belästigt Er kommt . 
. I - . ' .  . . . . 

fast jede,n Ta�
' zu ihr in die enge Loge und bedrängt sie, 'sch iebt ihren Rock hoch 

und fährt über ihre Oberschenkel .  Er versucht, sie zu einem Zungenkuss zu zwin- � 

gen und erklärt ihr, das sei alles so schön , s ie müsse sich nur  trauen . Er macht ihr 

auch ein Kettchen zum Geschenk. Die jurige Frau erzählt d ies i hrer Mutter; die ihr  

rät, n ichts zu sagen , damit sie d ie Arbeit nicht verliere. Nach weiteren massiven. 

, ' . , .-
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Übergriffen erkrankt die junge Frau und wird stationär aufgenommen. Erst ihrer 

Schwester erzählt s ie auf intensives Befragen von den Übergriffen. Diese wendet 

sich a n  d ie Gleichbehandlungsanwaltschaft, da das Dienstverhältnis zwischenzeit­

lich auch gekündigt worden ist. Auf das Schreiben der Anwaltschaft teilt die Ge­

schäftsführung mit, dass die Kündigung auf Grund einer teilweisen Betriebsstil le- . . 

gung erfolgt sei. Von den sexuellen Übergriffen hatte die Geschäftsleitung keine . 

Kenntnis. Dies bestätigt auch d ie Betriebsrätin �  Die Geschäftsleitung zieht in ei-

. nem Gespräch den Belästiger zur Verantwortung. Dieser lässt sich anwaltlich ver­

treten u nd bietet einen Schadenersatz von 50.000,-- Schil l ing an .  Damit ist d ie 

junge Frau einverstanden. 

� Der Geschäftsführer einer Arbeitsstiftung belästigt mehrere Frauen, die dort 

beschäftigt sind� Die Frauen haben Angst, d ie Arbeit zu verlieren, und wenden . 

s ich daher an ihre Beraterin im Arbeitsmarktservice. Diese sammelt die Fakten 

und schickt sie an d ie Gleichbehandlungsanwaltschaft. Auf Grund der detai l l ierten 

Angaben s ieht sich der Vorstand der Stiftung unter Druck gesetzt, zu handeln und 

seiner ArbeitgeberVerantwortlichkeit nachzukommen, obwohl d ie Angaben ano­

nym sind . Dabei wird deutl ich , wie schwierig und ungewohnt es immer noch für 

Arbeitgeber ist, in solchen Situationen adäquate Abhilfe zu schaffen. Immer wie­

der wird damit argumentiert, dass man Massnahmen "dem armen Mann doch 

nicht antun könne". In der Folge wird der Geschäftsführer auf Kur geschickt, an;. 

schließend ausser Dienst gestellt und geht dann in Frühpc! 'sb. i . li..:: .;� ;'a UGn müs­

sen aber noch Monate mit ihm weiterarbeiten .  

).- Ein  Arzt rät einem sechzehnjährigen Lehrmädchen aus dem Gastgewerbe, sich 

an die Anwaltschaft zu wenden .  Sie wurde vom Tel lerwäscher mit einem Messer 

bedroht und zum Gesch lechtsverkehr gezwungen. Der Arbeitgeber hat gemeint, 

er könne nichts machen. In  der Gastgewerbeschule fäl lt s ie dem Vertrauenslehrer 

aufund erzählt d iesem von den Übergriffen. Der Lehrer nennt ihr d ie Anwaltschaft 

und schickt sie auch zum Arzt. Das Mädchen ist sehr verstört und fragt sich immer 

wieder, was sie falsch gemacht hat, dass es so weit gekommen ist. Sie füh lt sich 

entwürdigt und beschmutzt und getraut sich fast nicht, mit jemandem über d ie 
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Vorfäl le zu sprechen. Mit Unterstützung des Kinderschutzzentrums wagt sie .dann 

eine Strafanze.ige. 

. . 
� Eine junge Frau ,  d ie in einer Kraftfahrzeugwerkstätte arbeitet, ist dört mit porho- . 

graphischen Bi ldern und Kalendern konfrontiert. Vor a llem auch das Herren�WC 

ist voll davon; 'Sie bekommt deshalb laufend Anzüg lichkeiten der männlichen Kol­

legen 'zu· hören.  Der Chef besteht jedoch darauf, dass die Bi lder hängen .bleiben.  

� Da eine junge Frau aus dem ländlichen Bereich bereits zweimal bei  der Führer., 

scheinprüfung durchgefal len ist, übernimmt der Chef der örtlichen Fahrschule d ie 

notwen�igen zusätzlichen Fahrstunden. Dabei kommt es zu ununterbrochenen 

verbalen Belästigung�n ,  er bedrängt sie mit Fragen, ob sie einen Freund habe, ob 

sie mitihm schlafe, etc. Die junge Frau möchte bis zu ihrer Prüfung nichts unter­

nehmen, geht aber davon aus, dass die vielen anderen jungen Fahrschülerinnen 

in g leicher Weise von ihm belästigt werden .  Da kein Arbeitsverhältnis besteht 

kann die Gleichbehandlungsanwaltschaft ledig lich Information und informelle Un­

terstützung anbieten. 

,.. Eine Studentin absolviert ein zweimonatiges Praktikum in einer kulturel len Einrich­

tung und bekommt vom Geschäftsführer einen unbefristeten Vertrag in Aussicht " . 

gestel lt. Noch während ihrer Probezeit wird auch ein junger Mahn beschäftigt, der 

ihr bald il).:allfdringlicher 'N�!;se zu erkennen g;b'l, dass er sich in sie verliebt hätte. 

Als der Chefsie auffordert, den Kollegen tägl ich im Auto zum Dienstort mitzuneh-
'- : '  . '  . -: ' . . 

men, wagt es': die Frau aus Angst, ihr Vertrag könnte nicht verlängert werden n icht, 
. d ieses :Ersuchen abzulehnen. Auf einer gemeinsamen Dienstreise stellt der KolI��e 

plötzlich fest, er habe zuwenig Geld vom Geschäftsführer erhalten,  um zwei Zim­

mer bezahleri zu können, u nd fordert die Frau auf, mit ihm ein.  Doppelzimmer zu tei­

len. Als sie sich weigert, reicht d ie Barschaft, schließlich doch für getrennte Zimmer; 

Nach 'der Rückkehr wird .die junge Frau beauftragt, den Kollegen am Computer ein-
. . . . J  

zuschulen. [)lese Gelegenheit nützt er zu körperlichen Übergriffe�. Weit�rs brüs- ",. 

kiert er sie bei geschäftlichen Besprechungen vor Kundinnen und erreicht schl ieß­

lieh .. dass: sie in ein abgelegenes Arbeitszimmer Umziehen muss . . ' 
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Als d ie junge Frau im Betrieb einen Nervenzusammenbruch erleidet, behauptet 

der Kollege, d ie Frau hätte ihm die längste Zeit heftige Avancen gemacht u nd sei­

ne Zurückweisung nicht ertragen .  Unter diesen Umständen sieht sich die Frau 

außerstande, ihre Tätigkeit fortzusetzen ,  zumal eine organisatorische Trennung 

nicht möglich ist. Sie löst ihr Dienstverhältnis einvernehmlich. Auf Grund ihrer 

ausgezeichneten fachlichen Kenntnisse wird ihr angeboten, in Zukunft im Rahmen 

von Projektarbeit weiterhin für das Institut tätig zu sein.  

� . Ein junger Mann und seine Freundin arbeiten aushilfsweise in  einem Fitneßclub, 

dem eine .Bar angeschlossen ist. Bei der betrieblichen Weihnachtsfeier g reift der 

Chef der Studentin unter ihr T-Shirt und stülpt eine Nikolausmütze auf ihre Brust. 

Als der junge Mann ihn�zur Rede stellt, reChtfertigt sich der Chef damit; diese An­

züglichkeit sei ihm im Rausch passiert. 

� Ein Rechtsanwalt nimmt einen persönlichen Beratungstermin bei der 

Gleichbehandlungsanwaltschaft gemeinsam mit einer ehemaligen Mitarbeiterin 

wahr, d ie von einem anderen Anwalt sexuell belästigt werde. Sobald die 

Kolleg innen aus dem Zimmer seien , fange er an,  sie zu streicheln ,  und versuche 

sie zu küssen. Obwohl sie ihn zurückweise, trete er ihr immer wieder zu nahe, 

meint, s ie verführe ihn nicht nur zum Rauchen, er liebe sie so sehr, etc. 

Die junge Frau bringt vor, dass für sie eine weitere Tätigkeit dort unerträg lich 
1>: ::-: . :" :' gewcrden ist lind sie vorzeitig austreten möchte. 

� Ein Angestellter beschwert sich über seinen Vorgesetzten .  Seit d iesem bekannt 

ist, dass d ie Frau seines Mitarbeiters schwanger ist, stellt er übergriffige Fragen 
. nach dem Intimieben des Paares, hänselt den Angestellten damit, d ass d ieser ja 

woh l  nicht annehmen könne, der Vater des Kindes zu sein und fordert ihn schließ­

l ich auf: ,i\'Venn .l h rKind ein Mädchen wird, dann soll s ich Ihre Frau nächstes Mal 

an mich wenden!" Der Angestel lte erreicht eine Verwarnung des Vorgesetzten und 

wird in eine Abtei lung versetzt, in der er bessere Arbeitsbedingungen hat. 

� Eine Geolog in arbeitet oft abends an wissenschaftlichen Berichten in ihrem Büro.  

Ein Hausmeister, decsie offensichtlich bewundert, weil sie sich a ls einzige Frau in 
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einer Männerdomäne b�'Nährt, sucht sie häufig ,während seiner Kontrollgärige auf 

und wil l ihr d ie Hände küssen. Die Frau möchte d e n  KolI�gen nicht kränken,  emp­
findet sein Verhalten a ber als Übergriff, zumal sie sich zu so später Stunde mit 

ihm al lein im Haus befindet. 

, , 

� Zwei Mitarbejt�rinnen einer Bildungseinrichtung werden von einem KOlleg,en;  der 

auch Betriebsrat ist, schon seit längerem mit derben Sprüchen und Anspielungen 
- - . . ' . , 

über ihre Figur 'konfrontiert. Andere Angestellte nehmen die Äußerungen ebenfall�, ' 

betreten wahr, sind aber die Ansicht, gegen einen Betriebsrat könne man n ichts 

tun .  Als' der MCiinn einmal nur mit der Unterhose bekleidet und in provo�ierender ' 
. ' . .  : . 

. . " '. 

Geste das Zimmer der Frauen betritt, informieren sie ihre n  Vorgesetzten .  Der Be­

lästiger wird sofort vom Dienst suspendiert. Der Arbeitgeber fragt d ie Mitarbeite-
, ' , 

rinnen, ob sie s ich eine weitere Zusammenarbeit vorstel len könnten, werin der 

Kollege sich entschuldigt. Die Frauen haben in der Zwischenzeit eine schriftliche 

Drohung erhalten, dass der Mann al le rechtlichen Schritte gegen sie c:iusschöpfen 

werde. Daraufhin wird ihm vom Arbeitgeber nahegelegt, zu kündigen. I n  der Folge 

melden sich auch männliche K()lIegen; die durch sexistische Witze, und pornogra­

ph ische Darste.l lungen via e'-mail von ihm belästigt worden waren. 

,.. Eine Werkvertragsnehmerin,  die an einem wi�senschaftlichen I nstitut arbeitet, ist -

wie al le anderen weiblichen Kol legen, die ebenfal ls auf Werkvertragsb,asis tätig . . . " " . " ' . . . -

sind - fo� ' :� : I " ' : '  l J  den sexistischen SprOchen des'UeiteTs' auSgeseft(, :d�:i;�ie 
, , , 

auch körperli�:r g�gen ihren Wil len berührt und Begrüßungsküsse erzwingt. Ob-

wohl d ie Fraue� auch Beweise für finanzielle Mißstände am Institut habeh, wagen  

sie letztlich keineBeschwerde gegenüber dem Leiter; a ls sie erkennen müssen,  
. 

. . 
. 

dass sie vom Gleichbehandlungsgesetz ' auf Grund ihrer vertragl ichen Situation ., 

n icht geschützt sind. 

� Die Mitarbeiterin einer Bank wird von ihrem Vorgesetzten durch eindeutige 

Aufforderungen und Anspieiungen belästigt. Sie möchte in eine andere Fil iale 

versetzt werden. Der Direktion ist bekannt, da,ss zuvor bereit� eine 'andere " 
Kolleg in Übergriffen durch denselben Angestellten ausgesetzt gewesen WaL Die 

. -

Bank nimmt den neuerlichen Vorfall  zum Anlass, einen Artikel i n der 
� . . " . ' "  , .  

Mitarbeiterinnenzeitung abzudrucken , in dem belästigten Kolleg l nhen 
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abzudrucken, in dem belästigten Kolleg innen Unterstützung durch die Unterneh­

mensleitung angeboten wird .  Dem Belästiger werden d ienstliche Konsequenzen in  

Aussicht gestellt. 

;.. Eine Betriebspsychologin berichtet, dass eine Mitarbeiterin von einem externen . 

Kollegen einerseits heftig verehrt, andererseits in Briefen von ihm beschimpft wird .  

Die betroffene Frau hat die Schreiben ihrer Vorgesetzten gezeigt, die der Ansicht 

ist, dass der Kollege eben sehr labil sei; wenn man ihn zur Rede stell9, werde er 

vielleicht sich selbst ,  vielleicht aber auch anderen etwas antun .  Mit d ieser Begrün­

d ung hat sie bisher der Frau Unterstützung verweigert. Der Betriebspsycholog in 

gel ingt es schließlich, die Vorgesetzte auf ihre Fürsorgepfl icht für die Kollegin h in­

zuweisen. D iese wird schl ießlich auf ihren Wunsch hin versetzt, der labile "Vereh­

rer" an eine Beratungsstelle verwiesen. 

;.. Die Mitarbeiterin einer Bildungseinrichtung lebt mit ihrem Vorgesetzten i n  einer 

Beziehung, empfindet es aber als überaus unangenehm, dass er sich am Arbeits­

platz distanzlos verhält und Privates nicht von Beruflichem trennt. Als sie das Ver­

hältnis beendet, beginnt er, sie durch intime Anspielungen auf d ie vergangene 

Beziehung und körperliche Übergriffe zu belästigen. Das Arbeitsklima der gesam­

ten Abteilung wird dadurch so in Mitleidenschaft gezogen, dass es zu einer orga­

nisatorischen Umstrukturierung kommt. Während für den Mann eine eigene Plan­

·stel lk '
geschaffen wird , muss die Frau,  die vorher weitgehend eigenständig tätig 

war, nunmehr einer Bereichsleiterin zuarbeiten. Sie füh lt s ich zunehmend isoliert. 

Am einschneidendsten ist für sie die Tatsache, dass seitens des Arbeitgebers 

niemand an sie herantritt, um über d ie Verlängerung ihres befristeten Vertrages zu 

sprechen ,  während dem Mann ein mögl icher Karrieresprung signalisiert wird .  

;.. Eine Angestellte fährt mit dem Zug zu einer Fortbildungsveranstaltung und wird im 

Abteil durch einen Kollegen aus einer anderen Abteilung ihres UntE3rnehmens·wie­

derholt in' eindeutiger Weise am Knie berührt. Sie weist ihn zurück und hofft, dass 
. . 

die Angelegenheit damit erledigt ist. Während des Kurses treffen beide in einer 

Pause an der Getränkebar zusammen. Als die Frau ihr Glas von der erhönten 

Schank nehmen will , .  fährt ihr der Mann an ihren Hüften entlang bis unter die 
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Schultern . Als die Frau den Kollegen spontan ohrfeigt, .lacht er sie so laut aiJs, 

dass alle :Umstt3henden a
'
uf die betroffene Frau aLJfmerksam werden. 

� Ein Mann berich,et, dass seine Freundin - eine KrankEmschwester - von einem 

Arzt ihrer:Station mehrfach zu ein�r "schnellen Numme(' aufgefordert worden ist. 

Als sie ihn emport zurückwies, meinte der Arzt: "Macht ni'chts � F,otos von dir hab 

ich ja schon." Die. Krankenschwester fürchtet, heimlich beir.n Umziehen beobachtet 

worden zu sein, wagt es aber aus Angst um ihren Arbeitsplatz nicht, d ieserVer­

mutung nachzugehen . 

� Eine Angestel lte wird vom Geschäftsführer zu einem Abendessen eingeladen, 

angeblich um ihre Aufstiegschancen zu besprechen: Tatsä.chl ich macht er ihr eine 
. . 

Liebeser�lärurig. Als d i.e Frau sein Ansinnen einer Seziehung zurückweist, Über-

häuft er sie mit Rosensträußen im Büro,  ruft mehrfach täglich an und scheut sich 

i n  keiner'Weise, ihrvor Kolleg innen Liebesbriefe in el ie Hand zu .drücken. Der An­

gestellten ist di� Situation überaus peinlich ; zudem hat sie Angst vor einer Kündi­

gungi wenn sie ihn nochmals deutlich in die Schranken weist. 

" Eine Übersetzerin wird von einem Kollegen zum Abendessen eingeladen.  Am 

Heimweg umarmt er s ie und versucht sie zu küssen .  Die Frau stößt ihn weg und 

hält d ie Angelegenheit für erledigt. In der Folge wird sie wochenlang Samstag 

nachts von ihm d u rch permane r:�9 I.: ! :;;: �·.I i 3n �'ufe terrorisiert; Als sie in· der �::: i rma 
' . . . . '  . 

künd igt, weil sie dem Mann nicht mehr begegnen möchte, findet sie a m  letzten 

Arbeitstag vor ihrer Wohnungstür ein Pornoheft, das er ihr -mft "heißen Grüßen" 

verehrt . . 

� Ein Mann will seiner asiatischen Ehefrau -helfe n, d ie in einem asiatischen Restau­

rant als Kel lnerin arbeitet und dort von einem Stammgast massiv belästigt wird . Er  
I '  � 

wirft ihr Kusshände zu, folgt ihr in Küche und versucht dort, siCh an sie zu drü-
. -

cken. Der Arbeitgeber steht auf dem Standpunkt, Stammgäste hätten eine gewis-
" . .  

se "Bewegungsfreiheit" . 
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� Eine Frau ,  die vor einem Jahr eine Beziehung beendet hat, wird an ihrem Arbeits­

p latz durch pornographische Darstellungen belästigt, die ihr der Ex-Freund per e­

mai! unter d iversen Codenamen sendet. Die Vorgesetzten der Frau unterstützen 

sie und organisieren auf Kosten des Arbeitgebers rechtl ichen Beistand . . 

� . Eine M itatbeiterjn eines EDV-Unternehmens meldet der Gleichbehandlungsanwalt­

schaft massive sexuelle Übergriffe durch ihren Vorgesetzten, vor allem anlässlich . 
gemeinsamer Termine außer Haus. Er würde versuchen, sie zu küssen , sie umar­

men und während der Autofahrt seine Hand auf ihren Oberschenkel ·legen . . 
In  einem Gespräch mit ihrer Kollegin hat d iese ihr von einem ähnlichen Vorfall  . 

erzählt .  

Nun wi l l  ein männlicher Kollege, der von demselben Vorgesetzten bereits die · 

längste Zeit schikaniert wird ,  einen Beschwerdebrief an die Muttergesellschaft 

sch icken und über d ie sexuellen Übergriffe berichten. 

Die Gleichbehandlungsanwaltschaft unterstützt die Beschwerdeführerin in ihrem 

Empfinden, von ihrem Kollegen instrumentalisiert zu werden. Sie strebt daraufhin 

eine eigenständige Beschwerde gegen ihren Vorgesetzten an.  

� Eine Frau meldet in der Gleichbehandlungsanwaltschaft, dass ihr  männlicher 

Kol lege, dem s ie bei der Besetzung einer Leitungsfunktion vorgezogen wurde,· 

immer wieder Computeranimatiorien von ihr anfertigt, die sie nackt darstellen . 

� Eine Kundin beobachtet in einem Lebensmittelmarkt, wie eine weibliche Beschäf- . 

tigte von einem männlichen Kollegen belästigt wird .  Er reibt eine Salatgurke an ih­

rem Gesäß.  Als eine abweisende Reaktion der Frau nichts hilft, mischt sich die 

Kundin ein, woraufhin der Mann meint, die Kollegin würde das wollen, s ie würde 

das brauchen. 

Als der Fil ial leiter, von der Kundin darauf aufmerksam gemacht; die ganze Arige- . 

legenheit  sehr herunterspielt, meldet d iese den Vorfall  der Gleichbehandlungsan­

waltschaft, die beider Konzernleitung interveniert. Diese reagiert unverz·üg lich mit 

einer schriftl ichen Verwarnung des Belästigers sowie einer Versetzung � 

Für den Wiederholurigsfal l w urden dem Dienstnehmer weitergehende Konse­

quenzen angedroht. Die Beschwerde wurde darüber hinaus zum Anlass genom- . 
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men, al le Personalverantwortlichen mittels, eines, Rundschreibens aufzufordern, 

verstärktes Augenmerk auf das Problem sexueller Belästigung am Arbeitsplatz zu 

legen. 

� Ein Mann ruft für seine Lebensgefährtin an und schildert an lässlich der erfolgten 
, ' 

Kündigung nach zwei Jahren Betriebszugehörigkeit die Zustände in d iesem Un­

ternehmen. S,eine Lebensgefährtin habe immer Angst gehabt, mitihrem Chef a l­

lein zu sein, weil er ihr mehrere Male an die Brust Qegriffen habe. Er hätte sie im­

mer wieder zu gemeinsamen Dienstreisen gedrängt, da seine, Lebensgefährtin 

schwanger sei und nicht zur Verfügung stünde. Er gewährte ihr einen Urlaubstag 
. . . . , . ' . 

n ur, wenn sie ihm dafür einen Kuss gab etc. Sie weiß nun, dass sie gekündigt 

wurde, weil sie gedroht hatte, d iese Vorfälle zu melden. , 

I h rerVorgängerin sei es genauso e,rgangen, sie traue sich jedoch nichts zu unter­

nehmen, wei l  ihr Lebensgefährte noch in der Firma arbeitet. Ihre Arbeitskol leg in 

hat ebenfal ls Angst, mit dem Vorgesetzten allein zu sein.  Die derzeitige Lebens­

gefährtin des Belästigerswar selbst einmal seine Sekretärin .  

" Eine Barikangestellte berichtet, dass sie seit Jahren von einem Kunden , einem 

Primar, belästigt und gequält werde. Er habe sich zunächst in sie verliebt, habe ihr 

Avancen: gemacht, dann Präsente und Liebesbriefe etc. geschickL AIs sie ihm mit­

tei lte, dass sie heiraten werde, fing er an ,  sie mit falschen Beschuldigungen zu 

verfolgen. Er l ieß ihr einenVibrator an d ie Fir menadrGssL.; . .:���,::; : ;€;n , gab mit der 

Adresse ,ihr�rArbeitsstelie eine Anzeige auf, dass sie sexuellen Kontakt suche, " 

und verschickte scrließlich an 20 Nachbarn der betroffenen Frau Briefe, worin er 
. . : . 

behauptete" dass sie in einem Bordell der Prostitution nachginge. : ' 
Im StrafVerfahren gegen diesen Mann wurde die betroffene Frau bereits, von ihrem 

Anwalt vertreten .  Offenkundig wurden aber bisher 'die Möglichkeiten und Ansprü­

che nach dem . Gleichbehandlungsgesetz nicht berücksichtigt. 

" Eine Mitarbeiterin eines Min isteriums meldet, dass sie auf die Beschwerden zwei- ''J'' 

er Frauen, von ihrem Vorgesetzten belästigtworden .zu sein; aufmerksam ge,. 

macht wurde . : Es handelt sich dabei :um zwei Mitarbeiterinhen einer'gemeinnützi-
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gen Einrichtung,  die mit behinderten Personen arbeite und vom Ministerium finan­

ziel l  gefördert werde. 

In  einem persönlichen Beratungsgespräch mit den beiden Frauen ergibt sich, . 

dass sich diese vor al lem durch die Aufdring lichkeit des Vorgesetzten belästigt 

füh len ,  auch wenn sie die Form von Komplimenten hat. 

Gemeinsam mit der Gleichbehandlungsanwaltschaft wird ein Schreiben an den 

Vorgesetzen verfasst; in dem sie darauf hinweisen ,  d ass d ie "Komplimente" von 

ihnen n icht erwünscht sind und sie eine neutrale Arbeitsatmosphäre erwarten. 

� Ein Psychotherapeut schildert den Fal l  einer Klientin, die als junge Ärztin lange _ 

Zeit von ihrem Oberarzt sexuell bedrängt wurde. I rgendwanh gab sie . dem Druck 

nach und hat mit ihm geschlafen .  In ihrer Verzweiflung darüber hat sie von sich 

aus das Arbeitsverhältnis gekündigt. Nun hängt sie beruflich in der Luft. 

� Eine Versicherungsangestellte wird über lange Zeit von ihrem Vorgesetzten sexu- . 

eil bedrängt, b is sie ihm schließlich nachgibt und sich auf ein Verhältnis mit ihm 

einlässt. In  der Folge kommt es zur  Scheidung von ihrem Ehepartner. 

Als eine weitere Mitarbeiterin derselben Abteilung , die schon längere Zeit d ie Le­

bensgefährtin des Vorgesetzten ist, von dem Verhältnis erfährt, setzt sie diesen . 

sehr stark unter Druck; Beide beg innen Schikanen gegen die Frau einzusetzen ,  

der Vorgesetzte abwechselnd mit Liebesschwüren und Einladungen zu gemein-
C' lt: samen Urlaubsreisen. " 

Die Versicherungsangestellte, d ie zum Zeitpunkt der Beratung in der 

Gleichbeh�md iungsanwaltschaft bereits psychisch sehr belastet ist, s ieht keinen ­

Ausweg und hat große Angst, den Arbeitsplatz zu verlieren. 

Als sie den Mutaufbringt, die Angelegenheit dem nächsthöheren Vorgesetzten zu . 
melden, wird der Belästiger zwar gekündigt, den Terrorisierungen ist sie aber · 

nach wie vor ausgesetzt. Sie holt sich Unterstützung in einer psychotherapeuti., 

schen Begleitung und versucht, die Kosten dafür im Form eines Schadenersatzes 

vom Belästiger erstattet zu bekommen. 

" Eine Frau meldet der Gleichbehandlungsanwaltschaft, dass ihr Mann wegen 

sexueller Belästigung am Arbeitsplatz gekünd igt worden seL Sie sei sich 

allerdings sehr sicher, dass er nicht "tätlich" geworden ist, er hätte aber einer 
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sehr sicher, �ass er nicht "tätlich" geworden ist; er hätte aber. einer Kollegin einen 

Brief geschrieb�n und ihr auch · noch Blumen geschenk
-
t Die Ehefrau meint, ihr  

Mann wäre nur zu blöd gewesen, um zu kapieren, dass manches nicht erwünscht 

sei. 

� Eine Betriebsrätin meldet den Fal l  einer jungen Sekretärin ,  die von ihrem . 

Vorgesetzten der sexuellen Belästigung beschuldigt und gekündigt wurde. Auch · 

als das Unte'rn�hmen für ihn doch Konsequenten überlegt, möchte diejunge 

Frau nicht mehr in den Betrieb zurückkehren. 

� Eine B�n:kangestellte wird im Zuge einer Abendveranstaltung von einem 

Vorstandsmitg l ied durch körperliche 'Übergriffe sexuell belästigt. Sie beschwert , - . , . 

sich daraufh in  bei demfOr sie zuständ igen Vorstandsd irektor .und verlangt eine 

Entschuldigung.  

Als in der Folge nichts passiert, wendet sie sich an die Anwaltschaft für Gleichbe;.:: 

handlungfragen , die mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden Kontaktaufnimmt. Über ' .' -
. . - -

die l nt�rvention der Gleichbehandlungsanwaltschaft kommt es z� einem Ge-

spräch , in dem die Bankangestellte und eine ebenfalls b�troffene Kol legin die Vor'­

fälle darlegen:' Das betreffemde Vorstandsmitglied entschuldigt sich schließlich bei 

den beiden Frauen. 
. . . 

Der unmittelbare Vorgesetzte und Abteilungsleiter der Bankangestellten unter-

stützt die Frauen n icht zuletztauch alls dem persöh lichen Mo': '! , den unl iebsa!"7" . 
,. _ 

' 
• _1 _: . . ' 

Vorstand loszuwerden. 

>- Eine Meta llarbeiterin wird vom Schichtleiter unter Druck gesetzt, entweder sie 
.. . .  " . ', . 

schlafe mit ihm oder sie werde gekündigt. 

Als sie d ies dem Betriebsleiter meldet, wird der Belästiger verwarnt. Da sie vom 

Schichtleiter immer schlimmer attackiert wird , beschwert sie sich mehrere Male :" 

beim BEltriebsleiter. Sie wird in .  der Folge ebenso wie der Belästiger gekündigt mit' 
- . . . 

dem Argüment: diese Streitereien seien ihre Privatangelegenheit 

).- Der Fil ia lleiter einer großen Bank belästigt immer wieder die Reinigurigsfrauen, die 

als externe M itarbeiterinnen in der Fil iale tätig sind . Er greift ihnen an den Busen 
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und versucht sie zu küssen. Über die Betriebsrätin wird der Dienstgeber infor­

miert, der Fil ial leiter streitet alles ab. 

Die Bank will sich dennoch von dem Fil ialleiter trennen. 

� Eine Personalleasingfirma vermittelt Reinigungspersonal an Bundesd ienststellen. 

Ein Ministerialbeamter fällt dadurch auf, dass er an d ie Firma die Anforderung 

stellt, dass d ie Reinigungsfrauen besonders hübsch sein und gut aussehen sollen. · 

Es wurde daraufhin bekannt, dass er bereits mit einer der Frauen ein sexuelles 

Verhältnis eingegangen ist, sich eine weitere Frau sexuell belästigt füh lt und eine · 

Dritte immer wieder von ihm körperlich bedrängt wurde. 

� Zwei Mitarbeiterinnen eines Möbelmarktes wurden von einem Kollegen ü ber lange . 
Zeit hin körperlich attackiert, er umarmte sie von hinten und griff ihnen an den Bu-

. . .  

sen .  Als eine der beiden Frauen gekündigt wird ,  meldet sie diese Übergriffe bei 

der Gleichbehandlungsanwaltschaft, die zunächst im Verhandlungsweg versucht, 

den Arbeitgeber auf Grund seiner Fürsorgepflicht zu Abhilfemaßnahmen zu ·be­

wegen. Nachdem sich d ieser darauf beruft, dass er auf den Belästiger nichfver­

zichten könne, wird ein Antrag an die Gleichbehandlungskommission gestel lt, um 

diesen Fall.zu überprüfen. 
. . . 

Die Gleichbehandlungskommission stellt eine Diskriminierimg fest, woraufhin d ie 

gekündigte Mitarb�iterin vom Belästiger ul'ld dem Arbeitgeber Schaderi�rsatz for­

dert. 
; :- . 

Währendqessen wird d ie noch im Unternehmen arbeitende Mitarbeiterin vom Be­

lästiger und vom neuen Marktleiter massiv schikaniert und schließlich gekündigt. 

Die körperlichen Attacken sexueller Natur liegen zu d iesemZeitpunkt bereits mehr 

als sechs Monate zurück, weshalb die Frist zur Geltendmachung eines Schaden­

ersatzes für d iese Frau abgelaufen ist. 

� Ein Mann meldet sich bei der Gleichbehandlungsanwaltschaft, er sei bei einem 

. Verein angestellt gewesen und gekündigt worden, weil acht Frauen zu Unrecht 

behauptet hätten, von ihm sexuell belästigt worden zu sein.  Er beteuert, unschul­

d ig zu sein , lehnt aber die Fortführung des Beratungsgespräches ab. 
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1 999 mit' UnterstOtzung der Gleichbehandlungsanwaltschaft eingebrachte . 
Anträge: . 

4/99 Antrag auf Überprüfung einer Diskriminierung durch sexuelle Belästigu�g .' . 

am Arbeitsplatz: 
Eine zur Bereiterin auszubildende 1 6-jährige Frau arbeitet gemeinsam mit einem 

männlichen ' Koliegen in einem kleineren, abgelegenen Reitstal l. Es kommt nach kur­

zer Zeit zu ;"ehreren körperlichen Übergriffen durch den männ lichen Kollegen, ,was 

das junge Mädchen verzweifelt der Vorgesetzten meldet Daraufhin g ibt der Kol lege 

zunächst Ruhe� Die Vorgesetzte meint, d ie junge Frau solle versuchen ,  wieder ein 

kollegiales Verhältnis zu ihm aufzubauen. 

In  der Folge aber ändert der Belästiger wieder sein Verhalten und beginnfihr zu dro­

hen, sollte sie die Vorfäl le weiterhin ihrer Vorgesetzten melden. I n  Anwese'nheit der 

Eltern der jungen Frau wird dem Belästiger durch die Vorgesetzte klar gemacht, 

dass sie ihn beiri1 :nächsten Vorfal l  kündigen werde. 

Mit Schrecken rriuß das junge Mädchens am nächsten Tag feststellen, dass sie wei­

terhin mit dem B�lästiger zur gertieinsamen Arbeit eingeteilt ist. Darüber hinaUs be­

ginnt dieser herumzuerzählen, sie würde regelmässig in sein Zimmer kommen, um 

sich von ihm massieren zu lassen. Als ihre Vorgesetzte s ie daraUfhin zur Rede stellt 

. und ihr vorwirft, dass sie sie d ie ganze Zeit'angelogen hätte, ist das zuviel für das 
. . 

junge Mädchen:  Sie bricht von sich aus das Ausbildungsverhältnis ab .
. 

Als sie sitt/etWas späler ult:: Arbeitspapiere holen möchte, wird sie . beschimpft, W2·: 

rum sie um so etwas so viel Wind machen würde, es "gehörten noch immer zwei da-, 

zu". 
. . 

Da es der Herzenswunsch der jungen .Frau ist, Bereiterin zu werden, ul1d es außer , 

dem konkreten Betrieb kaum eine Ausbi ldungsstel le miteinem fachlich so g uten Ruf 

g ibt, versucht die Anwaltschaft für Gleichbehandlungsfragen durch vermittelnde Ge­

spräche, eine Klärung der Situation im Sinne derjungen Frau herbeizuführen.  

Obwoh l .er u rsprünglich milder jungen Frau sehr zufrieden war, lässt der Arbeitge-
. . 

ber, weil sie es war, die das Ausbi ldungsverhältnis abgebrochen habe, nicht mehr 

mit sich reden. Daraufhin wird mit Unterstützung der Gleichbehandlung!)anwaltschaft 

ein Antrag an d ie�G leichbehandlungskommisslon gestelit ' 
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I m  Rahmen des Verfahrens gibt der Arbeitgeber eine kurze Stel lungnahme ab, ent­

zieht sich aber im Wesentlichen dem Verfahren und kommt der wiederhol�en Einla­

dung,  a ls Auskunftsperson vor der Kommission zu erscheinen , nicht nach . Der Aus­

gang des Verfahrens ist zum Zeitpunkt Ende Juni  noch offen. 

6/99 Antrag auf Überprüfung einer Diskriminierung durch .sexuelhfBelästigung 

am Arbeitsplatz: 

Der Antrag betrifft zwei junge Frauen, die nacheinander als Mitarbeiterinnen in der 

Buchhaltung eines Musikhandelshauses beschäftigt werden .  Ihr unmittelbarer Vor- ' 
gesetzterführt mit ihnen die Aufnahmegespräche. Die zuerst eingestellte Kolleg in 

wird bereits nach kürzester Zeit von ihm mit abwertenden Bemerkungen ' und ,herab., , 

setzenden Gesten über ihre Figur belästigt. Ständige kleine Zwischenfragen, z .B .  

wie lang denn ihre letzte Nacht gewesen sei, belasten d ie junge Frau sO, dass sie " 

sich zur Kündigung entschließt .  Bei ihrer Verabschiedung wird sie vom Chef d er 

Buchhaltung gegen ihren Willen auf den Mund geküsst. Als sie für ihre Kolleg innen 

eine kleine Abschlussfeier organisiert, lädt sie dennoch auch ihren Vorgesetzten da­

zu ein ,  weil ,sie . andernfal ls nachteilige Folgen für ihr noch nicht ausgestelltes Dienst­

zeugnis befürchtet. Bei diesem gemeinsamen Lokalbesuch erklärt ihr der Vorgesetz­

te, er habe sie nur deshalb eingestellt, weil sie einen so lieben Blick und so schöne , 
Haare habe. Auf der Straße küsst er sie nel!�rlich und trotz deutlicher Abwehr der ' 
jungen Frau auf den Mund. 

Bei d iesem' gemeinsamen Abendessen ist auch ihre Nachfolgerin eingeladen. Sie 
• • > '." . 

wird im Verlauf des Abends, als sie neben ihrem Chef Platz nimmt; von d iesem an  

Knie und Oberschenkel unter dem Tisch "gestreichelt" , wagt es  aber n icht, i hn  vor , 
a llen anderen Kolleg i nnen abzuwehren und damit zu blamieren; Auch sie muss sich 

im Arbeitsalltag zweideutige Anspielungen über ihren Körper und übergriffige Fragen 

gefal len lassen .  Schließlich stel lt sie ihn doch zur Rede und weist ihn darauf hin, 

dass sie einen Freund habe und auch er selbst verheiratet sei und derartige Bemer­

kungen unterlassen solle. Als der Vorgesetzte das Dienstverhältriiswegen angebli-
. . . 

cher fachlicher Überforderung der jungen Angestellten einvernehmlich lösen wil l ,  

n immt sie d iese Möglichkeit zur Beendigung eines von ihr in d ieser Art und Weise 
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unerwünschten Arbeitsklimas an .  Auch, ihr g�genüber erklärt der Vorgesetzte, dass 
'.,.,';.. . �: .: ' . .' , 

er sie deshalb ei'1gestellt'habe, weil sie so hObsch 'sei und ihm ihr Dialekt gefa llen 

habe. 

" v  

I n  seiner Stel lungnahme bestreitet der B elästiger die Vorfälle hinsichtlich der ersten \J:' 
. . ' . .  

Kolleg in n icht, bringt aber vor, er habe sie "ganz ohne i::motionen" 'geküsst Die zwei-

te M itarbeiterin sei nicht qualifiziert genug für d ie Tätigkeit gewesen ,  er habe sich ' 

immer berilüht, sie zu ermutigen, und verstehe nicht, was sie mit ihren Äußerungen 

ihm gegenüber gemeint habe. Den behaupteten Griff aufs Knie hätten die anwesen-
. -. ' . , ,-

den Kol leg lnnen .� so habe seine Nachfrage im Betrieb ergeben - n icht gesehen . . 

Das Verfah�en ist :vor; der Gleichbehandlungskommission über den Berichtszeitraum 

hinaus noc� anhängig . 

8/99 Antrag aLJf Überprüfung einer Diskriminierung bei der Entgeltfestsetzung;." 
11 • • �., 

sowie beim berufl ichen Aufstieg : 

Eine Sparkassenangestellte , die �eit 32 Jahren in ein- und demselben I nstitut be-
, . 

schäftigt ist, wurde vor einigen Jahren zur Leiterin des Rechtsbüros und damit in d ie 

d ienstrechtl iche Stellung einer Bereichsleiterin bestellt. Im  Gegensatz zu den beiden 

anderen männl ich
1
en Bereichsleitern , die auf Grund ihrer Position eine zehnpr?zenti� 

ge Zulage bekommen , bezieht sie eine Zulage vori lediglich fünf Prozent. I h re Be­

schwerde auf Gleichstellung wrrd vom Vorst�od d�r" Sparkasse mit der Begründung 

abgelehnt, dass_�der Begriff de
,�: Bereichsleiters des "Gehaltsschemas - Neu" mit dem 

. . '  . 
Begriff des , Bereichsleiters, auf den sie sich bezieht, n icht vergleichbar seL I n  der 

Folge wird vom Vorstand eine organisatorische Umstrukturierung betrieben ,  wonach 
• ! .  • . • . • • 

das Rechtsbüro in den Bereich Sondergestion eingegl iedert werden und d ie Leitung 

dieses neuen Bereiches ein junger, männlicher Kollege übernehmen sbl l .  
I 

- :,j 
I 

Nach I ntervientio� der Gleichbeh andlungsanwaltschaft begründet der Vorstand d ie 

Entscheidüng dam it, dass der junge Mann auf Grund eines_abgeschlossenen Studi-
" 

" 

. . ' : 

ums besser qual ifiziert sei. Da der Betriebsrat seine Zustimmung zur verschlechtern-

den Verse�ung der Bereichsleiterin verweigert, bringt der Vorstand 
"
eine gerichtliche 

Klage auf Zustirrll:nung zur Versetzung gemäß § ,1 01 Arbeitsverfassungsgesetz ein.  
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Mit Unterstützung der Gleichbehandlungsanwaltschaft richtet die betroffene Spar­

kassenangestellte einen Prüfungsantrag an die Gleichbehandlungskommission . . 

Bald darauf wird d er alte Vorstand aus Anlass seiner Pensionierung durch einen 

neuen ersetzt, der die Klage gegen den Betriebsrat zurückzieht und d ie Umstruktu­

rierung rückgängig macht, wodurch d ie Antragstel lerin weiterhin Leiterin des Rechts­

büros bleibt. Um ihren guten Wil len zur Zusammenarbeit mit dem neuen Vorstand zu 

bekunden, zieht die Sparkassenangestellte ihren Antrag vor der Kommission zurück,  

behält sich jedoch vor; gegebenenfalls darauf zurückzukommen ,  falls Ihr die zeh n­

prozentige Bereichsleiterinnenzulage nach wie vor verwehrt wird . 

9/99 Antrag auf Überprüfung einer Diskriminierung durch sexuelle Belästigung 

am Arbeitsplatz: 

Eine junge Psychologin soll vom Vorstand eines wissenschaftlichen Instituts für die 

Durchführung eines Projekts für sechs Monate angestellt werden. Bereits beim Vor­

stel lungsgespräch fragt er sie ausführlich nach ihrer Lebenssituation ,  wann u nd ob 

sie beabsichtige, schwanger zu werden und ob sie in einer Beziehung lebe. Wenige 

Wochen nach Dienstantritt wird sie aufgefordert, mit ihm zu einer Fachkonferenz ins 

Ausland zu fahren.  Er schlägt ihr vor, mit ihm ein Zimmer zu tei len; d ies komme dem 

Institut günstige�. Die junge Mitarbeiterin weist diesen Vorschlag als schlechten 

Scherz zurück. An einem Abend während derTagung drängt deryorstand sie zu 
. .;" <:f.�?·. '; :':l:.':!-{t;".:::" ;: .:;,,,;�,.,�. . " 

. '  . ' ' . _ . . . 
''; ! , 1.::m Sauhabesuch. Dieser von ihfh mehrfach wiederholtell Ruffön:lerunu·  ;,ann sie 

nur mit einer Notlüge entgehen. Daraufhin äußert er, dass er gerne mit ihr aufs Zim­

mer kommen möchte. Die junge Frau stellt klar, dass d ies nicht in Frage komme, u nd 

verlässt den Tisch . Während der restlichen Monate ihres Dienstverhältnisses verhält 

sich ihr Chef zwar verbal distanzierter, kommt ihr aber bei verschiedenen Gelegen:­

heiten ,  etwa wenn beide am PC arbeiten,  immer wieder körperlich zu nahe. Der be� 
. . 

fristete Vertrag wird vom Institutsvorstand mit dem Argument, dass die' Chemie zwi-

schen ihnen n icht gestimmt habe, nicht verlängert. 

Im Verfahren vor der Gleichbehandlungskommission bringt der. Belästiger im wesent­

l ichen vor, er habe sich für seine einmalige Entg leisung ohnehin entschuldigt. lm üb­

rigen sei erder Mitarbeiteriri weit über das Übliche h inaus i n  dienstlichen Angele-
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genheiten entgegengekommen. Fragen nach der privaten Lebenssituation steIle er . . ' , '  ::.. ,:"";;.. , , '::'i,t, ·  . �. - '.:' : 
. 

in a llen Bewerbungsgesprächen, er müsse schl ießlich abschätzen können, wie lange 
ihm die Angestellten zur Verfügung stehen würden .  

Das �erfahre n  istüber den Berichtszeitraum hinaus noch anhängig . 

. . .. " . ' . . . -', 

1 0/99 Antrag auf Überprüfung einer Diskriminierung bei der Entgeltfestsetzung , .
. ..

. 
. 

. . . . 

bei den sonstigtln Arbeitsbedingungen sowie bei der Beendigung des Arbeits- . 

verhältn isses: 

Eine Mitarbeiteri n eines Bankinstituts wird gekündigt, ohne dass ihr d ies vorher an­

gekündigt bzw. dass in irgendeiner Weise vorher Kritik an ihrer Arbeit geäußert wor­

den wäre; Qie betrbffene Frau ist zwar nicht definitiv gestellt, al lerdings ist es in d ie­

sem Bankinstitut äußerst unüblich, d ass ein Dienstverhältnis durch Kündigung aufge­

löst wird . 

Sie vermutet eine geschlechtsspezifische Diskriminierung,' da gegenüber männlichen 

Mitarbeiterri ein derartiges Vorgehen undenkbar wäre. Vor allem aber vermutet sie, 

dass d iese Kündigung in einer "Nacht- und Nebel�Aktion" von e inem Vorgesetzten 
, . 

betrieben wurde, der mög licherweise damit eine alte Rechnung beg leichen wol lte, da 

sie frühere Annäherungsversuche seiner�.eits zurückgewiesen hat. 

Auch in d iesem Fall scheitern sämtliche Interventionsversuche durch die G leichbe­

handlungsanwaltschaft im Vorfeld eines Verfahrens vor der Gleichbehandlungs-
. . 

kommiss:0n .  L de in d ie Entscheidung einLJ8Z0U ' ; ;j  ?;.;r:;;on h\:jruftsl'c:hidürauf, sie . , . ( 

hätte nur vol lzogen ,  was ihr vorgelegt worden sei , und sie.müsse sich auf ihre Mitar-
'"'c4'. ," :, }"",, :' , 

beiterlnnen ' verlassen können .  

- . - , 
.

: . 

Die betroffene Frau bringt mit Unterstützung der Gleichbehandlungsanwaltschaft 

einen Antr'ag auf Qberprüfung des Vorfalls bei der Gleichbehandlungskommission 

ein und ersucht zusätzlich um Überprüfung ihrer Einstufung, da ihr im Gegensatz zu . . 

einem mänhlichen ,Kollegen vier Jahre an Vordienstzeiten mit dem Argument nicht 
. 

. . .: . . 
angerechnet wurdenj dass es sich bei diesen Zeiten' Um ein nicht einschlägiges Stu-

dium gehandelt habe. Das Verfahren istzum Zeitpunkt derBerichtslegung bei der 

Gleichbeh8nd lungskommission anhängig . 
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1 2/99 Antrag auf Überprüfung einer Diskriminierung bei der Entgeltfest­

setzung 

Ein Mitarbeiter eines vom Bund ausgeg liederten Unternehmens ist zunächst im Au­

ßendienst tätig und absolviert nebenbei das Studium der Rechtswissenschaften.  Er 

wird vorübergehend als Karenzvertreter einer Juristin eingesetzt, die 'zwei .Gehalts­

stufen höher a ls er selbst eingestuft ist. Die zugesagte Zahlung der Entgeltd ifferenz 
, ' 

erfolgt aber nicht im gesamten Ausmaß, sodaß der Mitarbeiter schl ießlich eine Klage 

beim Arbeits- .und Sozialgericht einbringen muß, wo er mit seinen Forderungen ob� , 

s iegt. Nach einiger Zeit wird ihm erneut die Karenzvertretung für eine Juristih ange- ' 

boten .  Der Aufgabenbereich dieser Kolleg in ist weitgehend dem ähnlich ; den' der 

Mitarbeiter bereits für einige Monate erfolgreich ausgeführt hat; ihre Einstufung ist 

al lerdings um vier Gehaltsgruppen höher als die des Mannes. Erneut holt der,Mitar­

beiter die (mündliche) Zusage des für Personalangelegenheiten zuständigen Refe­

renten ein , daß für die D auer der Vertretung eine entsprechende Aufzahlung auf sein 

Gehalt erfolgen werde. Er muß jedoch feststellen, daß ihm die Arbeitgeberin led ig!ich 

jenen Differenzbetrag überweist, der ihm schon bei seiner ersten Karenzvertretung 

zugestanden ist und der somit zwei Gehaltsgruppen unter dem nunmehr (vorüber,;, 

gehend) innegehabten Dienstposten liegt. 

Der Mitarbeiter klagt neuerlich und ruft parallel dazu d ie Gleichbehandlungs:' 

kommission an ,  um darzulegen, daß er auf Grund des Geschlechts benachtei l igt 

wl' '''de.  Die:Arbeitgeberin h,:i� im �erichtlichen Verfahren bisher damit argumentiert, 

daß dem Mitarbeiter einige vorgeschriebene interne Prüfungen gefehlt hätten,  sodaß 

, er eine gleichwertige Arbeit mit der von ihm vertretenen Juristin nicht habe erbringen 
, ' , 

können .  Im Verfahren vOr der Gleichbehandlungskommission ist d ie Arbeitgeberin 

bis zum rechtskräftigen Abschluß des gerichtlichen Verfahrens zu keiner Stel lung­

nahme bereit. 

Zum Ende des Berichtszeitraums ist das Verfahren vor der Gleichbehand lungskom­

mission noch anhängig. 

III-74 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Band 2 (gescanntes Original) 41 von 64

www.parlament.gv.at



4 1  

1 3/99 Antrag aof Überprüfung einer Oiskriminierung 'bei der Entgeltfest­

setzung 
. . �\�, 

I n  einerArbeitsstiftuqg übernimmt eine Frau die Leitungsposition von einem Mann. 

Sie ist mit denselben Aufgaben betraut, der Geschäftserfolg steigert sich . Trotzdem 
, , 

verd ient sie brutto öS 2.000,-- weniger als ihr männlicher Vörgänger, obwohl ihr von 

der Geschäftsführung ursprüngl ich dasselbe Gehalt zugesagt wurde. Der Arbeitge­

ber verantwortet sich 'damit, dass die gesamten Gehälter derzeit einer Überprüfung 

unterzogen würden und der Geschäftsführer, der d ie Gehaltszusage gemacht habe, 

d ies ohne Wissen des Vorstandes getan hätte. In  der Fölge wird die Arbeitsstiftung 

aufgelöst. Erst na�ndem die Frau einen Antrag an die Gleichbehandiungskommissi­

on eingebracht hat, wird die Differenz nachbezahlt. 

Der Antrag wurde Anfang 2000 zurückgezogen. 

1 5/99 Antrag auf
' Überprüfung einer Diskriminierung bei der Entgeltfestsetzung, 

bei der berufl ichen Aus- und Weiterbi ldung sowie bei den sonstigen Arbeits­

bedingungen: 

Zwei Sachbearbeiterinnen eines aus einer Gemeinde ausgeg liederten Vereins, d ie 

beide seit mehreren Jahren in Teilzeit beschäftigt sind, beschweren sich wiederholt 

bei ihrem Vorgesetzten ,  dass sich ein männlicher Kollege ihnen gegenüber als ihr 

Quasi-Vorgesetzter aufspiele. Nicht nur, dass er sich in ihre Projekte einmische, er 

demonstriere vor allem gegenüber Aussenstehenden eine nicht bestehende Hierar-
' ;< 

chie. So wür� e er unaufgefordert an 3itzungen, die die Sachbeärb�iteHl iilen �leiten;" 

tei lnehmen ,und sje vor den anderen auffordern , Unterlagen kopieren zu gehen, oder 

aber auch, die Kolleg innen gegenüber Aussenstehenden a ls Sekretärinnen vorstel­

len. Von Seiten des Vorgesetzten werden die Beschwerden der Frauen immer mehr 

als persön liche Zwistigkeiten abgetan.  Zudem wird ihnen auf Grund ihrer Teilzeittä:. 
, ' , 

tigkeit unterstel lt, " dass sie ja "nie da" seien und der männl iche Kol lege, auf Grund 

seiner Kompetenz einspringen würde. 

Die schriftliche Intervention der Gleichbehandlungsanwaltschaft verschärft die Situa- " 

tion für die Frauen am Arbeitsplatz noch mehr. Es wird in den Raum gestellt; dass 

sie die Schuld zutragen hätten, wenn die gesamte' Abteilung aufgelöst würde. Auf 

Grund der starke� psychischen BeeinträChtigungen müssen beide Frauen in Kran-
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kenstand gehen. In der Folge werden sie von ihrer Betriebsrätin dahingehend infor­

miert, dass es sich bei ihrer Einstufung möglicherweise um eine geschlechtsspezifi.,. 

sche Benachteil igung handle, da vergleichbare männl iche Sachbearbeiter in n icht -

nachvol lziehbare Weise mehr Vord ienstzeiten angerechnet bekämen bzw. in eine 

höhere Besoldungsgruppe eingestuft würden. 

Als die Verg leichsverhandlungen mit dem Rechtsvertreter des Arbeitgebers schei­

tern, weil der Anspruch der Frauen auf rückwirkende Zah lung der Differenz der Ent- _ -

gelteinstufung . zu ihren männlichen Kol legen nicht anerkannt wird " stel len diese mit 

Unterstützung der Gleichbehandlungsanwaltschaft einen Antrag an d ie Gleichbe� 

handlungskommission. -

Der Arbeitgeber argumentiert im Verfahren, dass die Einstufung in die höhere 8esol­

dungsgruppe vom Abschluss eines Hochschulstudiums abhinge. Da aber .auch 

N ichtakademikerinnen in der höheren Besoldungsgruppe erfasst sind , wird vorge­

bracht; es gebe die Möglichkeit, dass einzelne Mitarbeiterinnen auf Vorschlag des 

Vorgesetzten höhergereiht werden. 

In  der Zwischenzeit wird eine der beiden Sachbearbeiterinnen, die nachwie vor auf 

Grund ihres schlechten psychischen Zustandes im Krankenstand ist, gekündigt. Die 

Betriebsrätin, die sichfür die beiden Frauen eingesetzt hat, wird ebenfalls massiv 

unter Druck gesetzt, sodass sie sich ebenfalls bald in Krankenstand gehen muss. 

Als vom Unternehmen Mediation als Unterstützung zur Konfl iktlösung innerhalb der 

betroffenen Abteilung angeboten wird , setzt s ich dia Gleichbehandlungsanwaltschaft 

erneut dafür ein,  dass die betroffenen Frauen in d ieses Konfliktlösungsverfahren 

miteinbezogen werden. Diese BemühUngen gelingen nicht, al lerdings wird den Frau­

en mit sofortiger Beendigung .des Arbeitsverhältnisses eine Abschlagzahlüng in der 

gewünschten Höhe, das heißt mit Anerkennung der nachträg lichen Differenzzahlung­

angeboten, was die beiden Frauen annehmen und den Antrag vor der.Gleichbe­

handlungskommission zurückziehen. 
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1 6/99 Antr�g auf Überprüfung einer Diskriminierung bei der Entgeltfest- : 

setzung " ' 

Ein Fertigungsbetfieb für feinmechanische Geräte schließt seine Produktionsstätten 

und führt nur noch d ie Montage und den Vertrieb auswärts produzierterGeräte 

durch. Die damit , im Zusammenhang erfolgende Kündigungswelle soll durch einen 

Sozialplan, der eine besondere Form einer Betriebsvereinbarung darstellt, in finan- c ;.: ' . 

zieller H insicht a�gemildert werden. 

Männliche Mitarbeitererhalten im Falle ihrer Kündigung ab Vol lendung des 45. Le­

bensjahres öS- 5.'500.- pro Jahr der Beschäftigung ausbezahlt; d ieser Betrag steigert 

sich bis zum 56. Lebensjahr auf öS 1 6.500.- . Mit Erreichung des 57. Lebensjahres 

werden ihnen vier Monatsgehälter gewährt; diese Summe flacht sich mitErreichung,  

des 59. Lebensjahres auf zwei Monatsgehälterab. 

Für weibliche M itarbeiter ist hingegen vorgesehen, daß sie ab Vollendung des 45." " ' 

Lebensjahres öS 5.500.� pro Jahr der Beschäftigung ausbezahlt bekommen. Bei 

ihnen wird 'allerdil1gs bereits mit dem 50. Lebensjahr die Höchstauszahlung von öS 

1 6 .500.- erreicht; sie fal len mit dem 52. Lebensjahr schon wieder in d ie ,flachere Kur­

ve von vier Monatsgehältern und erhalten im 54. Lebensjahr nur noch zwei Monats- , 

gehälter. ' 

Nach diesem Sozialplan können Frauen im gesamten Durchrechnungszeitraum also 

niemals eine g leich hohe zusätzliche Abfertig ungssumme wie ihre männl ichen Kolle- , 

gen erhalten. FraLJen, �d ie über 54 Jahre alt sind , erhalten im Gegensatz zu männli- " 

chen Beschaftigten dieses Alters überhaupt keine Za!i\;:1g I �  It:.hr, und zwar ohne 
,

" 
: ', 1 " ' " 

. • • • .  , 

Rücksicht darauf, ob sie bereits einen Pensionsanspruch erworben haben oder n icht. 

Bei Frauen werden also (maximal) ,zehn Jahre in die Berechnung der freiwilligen 

Entschäd igung einbezogen, bei Männern hingegen (maximal) fünfzehn Beschäfti­

gungsjahre .  

D ie  Unternehmerisleitung begründet die unterschiedl ich 'hohe Entschädigungs­

zahlung für Frauen und Männer mit dem verfassuhgsgesetzlich zulässigen unter-, ' , ' 

schiedl ichen Pensionsanfallsalter. Die vom Betrieb gewährten' Zusatzleistungen sei-

en led iglich als Überbrückungshilfe bis zum Pensionsantritt anzusehen und ihre un­

terschiedliche Höhe deshalb sachlich gerechtfertigt. 

Das Verfahren isfzum Ende, des Berichtszeitraums noch anhängig. 

. . �  .... . .  
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1 999 abgeschlossene Verfahren auf Grund von Anträgen der G leichbehand­

lungsanwaltschaft und deren Ergebnisse: 

8/99 Antrag auf Überprüfung einer Diskriminierung bei der Entgeltfestsetzung 

sowie beim beruflichen Aufstieg: 

wurde zurückgezogen 

Siehe dazu unter Punkt 8/99, 1 999 eingebrachte Anträge. 

1 5/98 Antrag auf Feststellung einer Diskriminierung bei d�r Begründung des 

Arbeitsverhältnisses: 

Eine langjährig 'tätige u nd versierte Wanderführerin und Reiseleiterin bewirbt sich bei 

einem österreichischen Unternehmen als Wanderführerin für ein beliebtes Urlaubs­

land am M ittelmeer. Nach. Zusendung der Bewerbungsunterlagen wird sie darüber 

informiert, dass nur geprüfte Bergwanderführerinnen beschäftigt werden könnten, 

woraufhin  sie einen entsprechenden Kurs mit anschließender Prüfung absolviert. ' 

Bei einem persönl ichen Vorstellungsgespräch meint der Vertreter des Unternehmens 

ihr gegenüber, dass man keine Frauen als Wanderführerinnen mehr einstellen wür­

de, nachdem es m it ihnen nur Probleme gegeben hätte. Außerdem würde die Kund­

schaft nur  männliche Führer erwarten. Sowohl'auf Intervention der Anwaltschaft für 

Gleichbehändlt1 r  . --: r.-agGn a ls auch vor der Gleichbehal1dlu ngskomr.-- ission weist-der 
" ,  " � ;: � : 

.. :, .' ..... , � -;.- � /., . '  
Vertreter des Unternehmens es von sich , jemals derartige Argumente verwendet zu 

haben. Er hätte led iglich daraufhingewiesen ,  dass bisher ganz wenige Frauen als 

Bergwanderführerinnen beschäftigt seien. 

Im Verfahren'vor der Gleichbehandlungskommission stellt sich heraus, dass, obwohl 

bis dahin immer von Anstellungsverträgen die Rede war, es sich im , konkreten Fal l  

n icht u m  die Begründung eines Arbeitsverhältnisses im Sinne des Gleichbehand­

lungsgesetzes gehan�elthätte, s()ndern vielmehr um einen freien Dienstvertrag,  auf 

den sich der Diskriminierungsschutz des Gleichbehandlungsgesetzes nicht erstreckt. 

Die Gleichbehand lüngskommission erklärte sich daher ·für unzuständig. 
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1 4/98 Antrag auf Feststel lung einer Diskrimin.ierung bei der Entgeltfestsetzung, 
' . ;,i 

bei der Aus- ulld Weiterbildung sowie bei
'der Beendigung des 

Arbeitsverhältn isses: 

Eine Beschäftigte 'einer Baumarktfi l ia le sieht sich nach zweijähriger 

Betriebszugehörigkeit gegenüber einem neu eintretenden männlichen Kollegen, der 

über öS 2000,-- brutto monatl ich mehr Gehalt bekommt als sie,' auf Grund ihres 

Geschlechts benachteiligt. 

Die Geschäftsleitung argumentiert zunächst, dass der männliche Kollege eine 

Zusatzqualifjkation in Form einer Ausbildung i n  Erster Hi lfe nachgewiesen habe. Die 
. . . . 

Mitarbeiterin ,  d ie sich schon mehrere Male darüber beschwert hatte, dass sie, seit-. . 

dem die Abteilungsleitung vakant ist, trotz Zuteilung zusätzlicher Vera�twortungsbe-

reiche ohne finanzielle Entschäd igung geblieben war, wird umgehend gekündigt. 

Vor der Gleichbehand lungskommission verantwortet sich der Vertreter des Arbeitg;� 

bers damit, dass der geschlechtsspezifische Gehaltsunterschied in das Unterneh­

men hineingetragen würde. Frauen würden einfach von sich aus weniger Gehalt ver­

langen als Männer. · . 

Im Rahmen des Kommissionsverfahrens bietet der Arbeitgeber schließlich an ,  die 

Gehaltsd ifferenz rückwirkend nachzuzahlen .  Die betroffene Frau geht auf das Ange­

bot ein und zieht den Antrag an d ie Gleichbehandlungskommission zurück. 

ErledigUriCgen/E'rgebnisse:" , 
• 

' 
, <  -: . � ,-. . • • • 

. ;: . 

"
--'-:" ' e.: . . 

Bezüg l ich  eines Antrags, der mit Unterstützung der Gleichbehandlungsanwaltschaft 

eingebracht wurde, wurde von der Gleichbehandlungskommission zwar zunächst ein 

Prüfungsverfahren eingeleitet, sie musste sich al lerdings für unzuständig erklären ,  

a ls  sich in der Folge herausstellte , dass es sich um ein Dienstverhältnis handelte, . ' 

das nicht vom Gleichbehandlungsgesetz erfasst ist. 

Zwei Anträge konnten zurückgezogen werden, nachdem im Laufe des Verfahrens 

vor der Gleichbehandlungskommission mit dem Arbeitg�ber eine ,für die betroffenen , 

Arbeitnehmerinnen zufriedenstellende Einigung möglich war, wobei es sich einmal . 

um eine finanzielle Einigung und einmal um eine organisatorische LösUng handelte. 
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Nachdem die ehemalige Vorsitzende, Dr. Anna Sporrer, mit Ende 1 998 ihre Funktion 

zurücklegte, trat eine Vakanz der Vorsitzführung bis April 1 999 ein .. l n diesem Zeit- . 

raum wurden viele neue Fälle durch die Interessenvertretungen eingebracht, was zu 

einer großen Gesamtzahl an anhängigen Verfahren führte. 

Diese Entwicklung , die eine massiveVerlängerung der Verfahrensdauer-nach sich 

zog , veranlaßte die Gleichbehandlungsanwaltschaft, d ies in ihren Beratungen zu 
berücksichtigen bzw. Frauen, d ie eine AntragsteIlung erwogen , auf d iesen Umstand 

hinzuweisen. Denn gerade bei Konflikten in aufrechten Dienstverhältnissen ,  aber 

auch im Verg leich zu der oft sehr langen Verfahrensdauer bei den Arbeits- und Sozi.; 

algerichten . ist ein relativ straffer Ablauf eines Kommissionsverfahrens, um den sich 

Vorsitzende und Kommissionsmitglieder ständig bemühen, ein ganz wesentlicher 

Faktor. In d iesem Sinne versucht die neue Vorsitzende, Frau Mag . Petra Smutny, 

erfolgreich ,  den "Stau" sukzessive aufzulösen . 
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ERLEDIGTE ANTRÄGE:  
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

Antrag 1 /99 (GBK 1 03/98): 

eingebracht durch d ie .AKWien am 8.7 .1 998 

Arbeitgeberln :  

Forschungsinstitut . 

wegen : 

Diskriminierung beiBegründung des Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: 

Dem Antragsteller wurde bei seiner Bewerbung bei der im Auftrag des Arbeitgebers 

tätigen Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft telefonisch d ie Aus­

kunft ertei lt, dass nur weibl iche Bewerberinnen erwünscht wären. 

Ergebnis: 

Prüfungsergebnis (Diskriminierung gemäß § 2 Abs. 1 Z. 1 im Rahmen eines Auftra­

ges des Arbeitgebers kann nicht ausgeschlossen werden) 

Verfahrensdauer: 

8 .7 . 1 998 - 1 0. 5 . 1 999 ( 1 0  Monate) 

Antrag 2/99 (GBK 1 08/98): 
, " "  

eingebracht durch die GAW am 1 .9 . 1 998 

Arbeitgeberln :  

Bergtourismusunternehmen 

wegen: 

Diskriminierung bei Begründung des Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: 
. . 

Der Antragstel lerin ist bei ihrer Bewerbung mitgeteilt worden, dass keine Frauen 

mehr als Wanderführerinnen eingestellt würden ,  da es mit ihnen nur Probleme ge­

geben hätte. Darüber hinaus wären im Katalog "X Bergwanderführer" angekündigt, 

weshalb die Kundschaft auch Männer erwarten würde. 
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Ergebnis: · . 

Prüfungser�ebnis, 

49 

(Im Zuge der Befragung der Auskunftspersonen hat sich · herausgestellt, dass vom 
. '  . . 

Bergtourismusunternehmen mit Wanderführerlnnen grundsätzlich keine Arbeitsver-

träge, sondern ,freie' Dienstverträge geschlossen werden. Auf Grund des vorliegen-
. 

den Vertragsverhältnisses war die GBK daher unzuständig .) 

Verfahrensdauer: 

1 .9. 1 998 - 2.9 .1 999 ( 12  Monate) 

Antrag 3/99 (GBK 1 1 0/98): 

eingebracht durch d ie AK Wien am 1 9 .9. 1 998 

Arbeitgeberln :  

Bank 

wegen:  

sexuel lerBelästigung . 

Antragsinhalt: 

Die Antragstellerin ist von ihrem Vorgesetzten verbal sexuell belästigt worden. 

Ergebnis: 

Vorschlag (Diskriminierung durch sexuelle Belästigung ,' die Arbeitgeberverantwort­

lichkeit konnte n icht festgestellt werden , da die Information des Arbeitgebers erst 
., 

nach einvernehmlicher Lösung. des Diensl' .. efhältnisses erfolgt ist) 

Verfahrensdauer: 

1 9,9. 1 998 -, 7. 1 0. 1 ß99 ( 1 3 Monate) 

Antrag 4/99 (GBK 1 1 4/98): 

eingebracht von der AKSteiermark am 30. 1 1 . 1 998 

Arbeitgeberln: . . .  

Textilerzeugungsunternehmen 

wegen:  

sexueller BelästigUng und Beendigung des Dienstverhältnisses 
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Antragsinhalt: 

Die Antragstel lerin ist vom Firmeninhaber durch Beruhrungen sexuell belästigt wor­

den • .. 

Ergebnis: 

Prüfungsergebnis (Diskriminierung durch sexuelle Belästigung und vorzeitige Been­

digung des Arbeitsverhältnisses durch die Antragstel lerin) 

Verfahrensdauer: 

30. 1 1 . 1 998 -· 7. 1 2  . . 1 999 ( 12  Monate) 

Antrag 5/99 (GBK 120/99): 

eingebracht von der AK Wien am 8.4. 1 999 

Arbeitgeberln :  

Erwachsenenbildi.mgsvereinigung 

wegen:  

Diskriminierung ·bei Festsetzung des Entgelts, beim berufl ichen Aufstieg , bei den 

sonstigen Arbeitsbed ingungen und bei Beend igung des Arbeitsverhältnisses auf . 

Grund offenbar nicht ungerechtfertigter Geltendmachung des Anspruchs, im Zu­

sammenhang mit einem Arbeitsverhältnis auf Grund des Geschlechts nicht unmittel� 

bar oder mittelbar d iskriminiert zu werden 

Antragsinhalt: 

i�ach Scheitern eines kol leg ialen Führungsmodel les an einer E .i;.:....;>;.:;,�l lel lbi iJu :i�s-

. einrichtung , i n dessen Rahmen sich die Antragstellerin als zeitweil ig Al leinverant­

wortliche bewährt hatte, wurde die Antragstellerin beim beruflichen Aufstieg .diskrimi­

niert, verschlechternd versetzt und schließlich gekündigt. 

Ergebnis: 

Prüfungsergebnis (Diskriminierung bei der Festsetzung des Entgelts, beim berufli­

chen Aufstieg , bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und bei der Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses) 

Verfahrensdauer: 

8.4. 1999 - 7 . 1  0. 1 999 (6 Monate) 
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Antrag 6/99 (GBK 1 22/99): 

eingebracht, von der AK Wien am 1 2.4 . 1 999 

Arbeitgeber'ln :  

ErwachsenenbildUrigsvereinigung 

wegen:  

Diskriminierung beim beruflichen Aufstieg, bei der Aus- und Weiterbildung , bei  den 

sonstigen Arbeitsbedingungen und bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf 

Grund offenbar n icht ungerechtfertigter Geltendmachung des Anspruchs, im Zu-� 
, , , 

sammenhäng mit einem Arbeitsverhältnis auf Grund des, Geschlechts nicht unmittel-

bar oder mittelbar diskriminiert zu werden 

Antragsinhalt: ' 
Die Antragstel lerin war Teil des unter Antrag 5/99 genannten kollegialen Führungs;. 

model les, mußte jedoch berufl iche Qualifikationsmaßnahmen in einem der Betriebs­

üblichkeit entgegenstehenden Ausmaß selbst bezahlen, wurde nach dem Scheitern 

des kol legialen Führungsmodelles verschlechternd versetzt und schließlich gekün­

digt. 

Ergebnis: 
��' . .  

, , 

Prüfungsergebnis (Diskrimin ierung bei Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, beim 

berufl ichen Aufstieg , bei den sonstigen Arbeitsbed ingungen und bei der  Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses) 

Verfahrensdauer: 

12.4 . 1  S9? - 7. 1 0 . 1 999 (6 Monate) 
" • : c '�" J '  

.
:., • �::�. �� ':0'; 

GBK 7/99 (GBK ,1 04/98): 

eingebracht von der AK Oberösterreich am 9 .7 . 1 998 , 

Arbeitgeberln :  

l ridustrieunternehmen 

wegen: 

Diskriminierung durch sexuelle Belästigung und bei Beendigung des " 

Arbe its ve rhä Itn isses 

�.'.'. " ' ,  . 
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Antragsinhalt: 

Die Antragstel lerin sei von ihrem Vorgesetzten verbal und durch Berührungen sexu­

eil belästigt worden. 

Der Antrag wurde am 25.3. 1 999 zurückgezogen.  

Antrag 8/99 (GBK 1 05/98): 

eingebrachtdurch die AK Wien am 22 .8. 1 998 

Arbeitgeberln :  

Gastronomiebetrieb 

wegen: 

Diskriminierung dui'ch sexuelle Belästigung 

Antragsinhalt: . 

Die Beschwerdeführerin sei von mehreren Arbeitskol legen durch Gesten und durch 

Berührungen sexuell belästigt worden. 

Der Antrag wurde am 1 5.4. 1 999 zurückgezogen.  

Antrag 9/99 (GBK 1 06/98): 

eingebracht durch d ie AK Wien am 22.8 . 1 998 

Arbeitgeberln:  

Wertpapiervermittlungsunternehmen 

wegen: 

Diskriminierung durch sexuel le Belästigung 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei von ihrem Vorgesetzten verbal sexuell belästigt worden . . 

Der Antrag wurde am 1 1 .8 . 1999 zurückgezogen .  
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Antrag 1 0/99 (GBK 1 09/98): 

eingebracht.durch die GAW am 31 .8 . 1,998 

Arbeitgeberl n :  

Baumarkt , 

wegen: 

-- -- --- -- -- ---c--------,----------

Diskriminierung bei der Festsetzung des Entgelts, der Aus- und Weiterbildung sowie 

der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: . 

Ein männlicher Koilege der Beschwerdeführerin beziehe für eine vergleichbare Tä­

tigkeit trotz geringerer Dauer der Firmenzugehörigkeit ein höheres Gehalt; die Be­

schwerdeführerin wäre im Zuge von wiederholten Gesprächen wegen einer entspre­

chenden Gehaltsanpassung gekündigt worden. 

Der Antrag wurde auf Grund einer Einigung am 1 4. 1 2 . 1 999 zurückgezogen • .  

Antrag 1 1 /99 (GBK 1 1 1 /98): 

eingebracht von der AK Steiermark am 1 9. 1 1 . 1 998 

Arbeitgeberl n :  

Gastronomiebetri�b 

wegen: 

Diskriminierüng dun:; h sexu6iie Beiästigung und bei Beendigung des 

Arbe itsverhä Itn isses , 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei vom Gatten ihrer Arbeitgeberin durch Berührungen se­

xueil belästigt worden. 

Der Antrag wurde auf Grund des Ablebens .des mutmaßlichen Belästigers am · 

5 . 1 1 . 1 999 zurückgezogen .  

Antrag 1 2/99 (GBK 1 1 5/98): 

eingebracht von der AK Wien am 9 . 1 2 . 1 998 
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Arbeitgeberln :  

Gastronomiebetrieb 

wegen:  

Diskrimin ierung durch sexuelle Belästigung 

Antragsinha lt: 

Die Beschwerdeführerin sei von ihrem Chef durch Berührungen sexuell belästigt und . 

schließlich gekündigt worden. 

Der Antrag wurde auf Grund eines Vergleiches am 30.4 . 1 999 zurückgezogen; 

Antrag 1 3/99 (GBK 1 25/99): 

eingebracht von der Antragstelleri n  am 22 .6 . 1 999 

Arbeitgeberln :  . 
Sparkasse 

wegen: 

Diskriminierung bei der Entgeltfestsetzung und beim beruflichen Aufstieg 

Antragsinhalt: 

Der Antragstellerin würde eine Zulage nicht in derselben prozentuellen Höhe wie 

männl ichen Bereichsleitern gewährt, darüber hinaus wäre ihr bei Besetzung einer 

Leitungsfunktion ein Mann vorgezogen und sie verschlechternd versetzt worden. 

Der Antrag wurde am 23.8 . 1 999 auf Grund eines Verg leiches zurückgezogen .  

Antrag 1 4/99 (GBK 1 28/99): 

eingebracht von derAK Tirol am 27. 1 0 . 1 999 

Arbeitgeberl n :  

Bekleidungserzeugungsbetrieb 

wegen:  

sexueller Belästigung 
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Antragsinhalt: 

Die Antragstellerin' ware vom Firmenchef dur
.r

h 8�rührungen sexuell belästigt wor-

den. 
'} " 

. ;�, 

: . . - . ' 

Der Antrag wurde am · 1 . 1 2. 1 999 nach' einer Einigung zurückgezogen. 

-' 1 .,' 
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Offene, von der GBK im Rahmen einer Sitzung bereits behandelte Anträge: 

Der Verfahrensstand bezieht sich auf den Stichtag 31 . 1 2 . 1 999 . . 

Antrag 1 5/99 (GBK 1 1 2/98): 

eingebracht von derAK Tirol am 26. 1 1 . 1998 

Arbeitgeberln :  

Bankinstitut 

wegen :  

Diskriminierung durch sexuelle Belästigung und bei Beendigung des . 

Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: 

Die Beschwerdeführerin sei von einem Dritten verbal und durch Berührungen sexuell 

belästigt worden ,  Beschwerden an die Arbeitgeberln hätten zu ihrer Kündigung ge­

führt. 

Verfahrensstand : 

Ermittlungsverfahren 

Antrag 1 6/99 (GBK 1 1 3/98): 

eingüb�; :�;ht vo; , 'ier: ,\K Steiermark am 30, 1 1 , 1 998 
Arbeitgeberln :  

Werbeagentur 

wegen :  

Diskriminierung durch sexuelle Belästigung und bei Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: . 

Die Beschwerdeführerin sei von ihrem Chef verbal und durch Berührungen sexuell 

belästigt worden. 

Verfahrensstand : 

Ermittlungsverfahren 
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Antrag 1 7/99 (GBK 11 6/98): 

eingebracht durch d ie AK Wien am 9 . 12 . 1 998 

Arbeitgeberln: 

Industrieunternehmen 

wegen:  

Diskriminierung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: 

Das befristete Dienstverhältnis der Beschwerdeführerin sei nach MeldUng ihrer 

Schwangerschaft nicht fortgesetzt worden. 

Verfahrensstand: 

Ermittlungsverfahren 

Antrag 1 8/99 (GBK 1 1 7/98): 

eingebracht ,durch die GAW am 1 5. 1 2 . 1 998 

Arbeitgeberln :  

Sozialversicherungsträger 

wegen :  

Diskrimin ierung beim beruflichen Aufstieg/Beförderung 

Antragsinhalt: . 
, . 

Die Beschwerdeführerin sei bei Neubesetzung der Posit io:1 einer/eines /\btdji� �lgslei-

tungs-Stellvertreterln gegenüber einem geringer qualifizierten ' Kol legen d iskriminiert 

worden. 

Verfahrensstand: 

Ermittlungsverfahren 

Antrag 1 9/99 (GBK 1 18/99): 

eingebracht ·von der AK Steiermark am 2 1 .1. 1 999 

Arbeitgeberl n :  

Nahrungsmitlelverarbeitungsunternehmen 
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wegen:  

sexueller Belästigung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: 

Die Antragstel lerin wäre von ihrem Vorgesetzten bei einer beruflichen B esprechung 

außerhalb der Dienstzeit und außerhalb der Betriebsräumlichkeiten durch Berührun­

gen sexuell belästigt worden. 

Veriahrensstahd: 

Beweisbeschluss 

Antrag 20/99 (GBK 1 1 9/99): 

eingebracht von der AK Steiermark am 27. 1 . 1 999 

Arbeitgeberln: 

Malermeister 

wegen: 

sexueller Belästigung 

Antragsinhalt: 

Die Antragstel lerin sei von mehreren Arbeitskollegen durch Berührungen sexuell be­

lästigt worden� . 
. . 

Veriahrensstand: 

Ermittlungsverfahren . ' , ' y , ; ! ' 

Antrag 21 /99 (.GBK 1 21/99): 

eingebracht von der GAW am 30.3 . 1 999 

Arbeitgeberln :  

Reitschule 

wegen: 
. . 

sexueller B'elästigung durch einen Kollegen und unterlassene Abhi lfe des Arbeitge-

bers 

Antragsinhalt: 

Die Antragstel lerin sei durch einen Arbeitskollegen verbal und durch Berührungen 

sexuell belästigt worden. 

. '  
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Verfahrensstand:  

Beweisbeschluss: ' 

Antrag 22/99 (GBK1 23/99): 

eingebracht von der GAW am 1 1 .5; 1 999 

Arbeitgeberln :  

Unternehmen in der Musikindustrie 

wegen: 

59 

sexueller Belästigung der beiden Antragstellerinnen durch deren Vorgesetzten 

Antragsinhalt: 

Beide Antragstellerinnen wären von ihrem Vorgesetzten verbal , und durch Berührun:­

gen sexuell belästigt worden. 

Verfahrensstand: ' ' 

Beweisbeschluss 

, "  ' 

" Antrag 23/99 (GBK 1 24/99): 

eingebracht von eiflem Parlamentsklub am 20.5 . 1 999 

wegen: 

Ersuchen um Überprüfung einer Diskriminierung bei Festsetzung des Entgelts 

Antragsinhalt: 

}ar Arbsi�.gcrjU;r'i:����)f�ht 'Jm Klärung , ob eine ehemalige Mitarbeiterin , die eine Fl'nk"­

tion vertretungsweise ausgeübt hatte, bei Festsetzung des Entgelts diskriminiert 

worden sei. 

Verfahrensstand : 

Beweisbeschluss, , " 

Antrag 24/99 (GBK 1 26/99l: 

Eingebracht durch ' die Antragstellerin am 1 1 .7.1 999 

wegen: 

Arbeitgeberlri:  

Universitätsinstitut " 
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wegen:  

sexueller Belästigung durch den Vorgesetzten 

Antragsinhalt: 

Die Antragstel lerin wäre von ihrem Arbeitgeber verbal und durch Berührungen sexu­

ell belästigt worden. 

Verfahrensstand: 

Beweisbeschluss 

Antrag 25/99 (GBK 1 27/99): 

eingebracht durch die Antragstellerin am 7.7. 1 999 

Arbeitgeberl n :  

Bankinstitut . 
wegen: 

Diskriminierung bei der Entgeltfestsetzung,  den sonstigen Arbeitsbedingungen und 

bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

Antragsinhalt: 

Die Antragstellerin wäre durch das Bankinstitut ohne jede Vorwarnung gekündigt 

worden. 

Verfahrensstand: 

Ermittlungsverfahren 

Antrag 26/99 (GBK (1 32/99): . . 
. . 

Eingebracht durch die Antragstellerinnen am 1 6. 1 1 . 1 999 

Arbeitgeberln: 

Gebäudesanierungsbetrieb im öffentlichkeitsnahen Bereich 

wegen: 

Diskrimin ierung bei Festsetzung des Entgelts, Aus- und Weiterbildung und sonstigen 

Arbeitsbedingungen 
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Antragsinhalt: 

Die tel lzeitbeschäftigten Antragstellerinnen würden gegenüber männlichen Kollegen 

durch Eingriffe in ihre Kompetenzen, N ichtzulassung zu Fortbildungsveranstaltungen 

und Nichterhalten von Informationen benachteiligt. 

Verfahrensstand: 

Beweisbeschluss 
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Offene, noch n icht im Rahmen einer Sitzung behandelte Anträge: 

Antrag 27/99 (GBK 1 29/99): 

eingebracht vom Antragstel ler am 2. 1 1 . 1 999 

Arbeitgeberln :  

Beförderungsunternehmen 

wegen:  

Diskriminierung bei F�stsetzung des Entgelts 

Antrag 28/99 (GBK 1 30/99): 

eingebracht von der Antragstellerin am 1 6 . 1 1 . 1 999 

Arbeitgeberln:  

Verein 

wegen: 

Diskriminierung bei Festsetzung des Entgelts 

Antrag 29/99 (GBK 1 31/99): 

Eingebracht von der AK Wien am 1 5. 1 1 . 1 999 

Arbeitgeberln :  

Zahnarzt 

wegen: 

sexueller Belästigung 

Antrag 30/99 (GBK 1 33/00): 

Eingebracht von der Gewerkschaft Metall - Energie - Bergbau und der GAW am 

27. 1 2. 1 999 

Arbeitgeberln :  

I ndustriebetrieb 

wegen: 

Überprüfung eines Spzialplanes 
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